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Neun und dreyßigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 26 . Nov . 1822 .

Gegenwaͤrtig :

die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold
und Maximilian zu Baden ,

des Herrn Generallieutenants v . Schaͤffer ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
des Herrn Staatsraths Frhr . v. Baden ,

der Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner , und

des Frhrn . v. Falkenſtein .

Weiter anwmefend :

der Herr Regierungs - Commiſſaͤr , Staatsrath Frhr . v.

Sensburg .

Unter dem Vorſitze

Sr . Hoheit des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden .
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Protofolle der Ergen Kammer .

Da Protool der vorigen Gigung murde verle -

fen und genehmigt .
Dag Secretariat machte die Anzeige , Dag für die

Begutachtung
I1) der bon der gweyten Kammer hieher mitge -

theilten Bitte um einige in der Strafgerechtigkeitspfle —

ge vorlaͤuftz zu treffenden Veraͤnderungen der bereits

gewaͤhlten Commiſſion wegen NMuͤndlichkeit und Oeffent —

lichkelit des Verfahrens und Trennung der Adminiſtra —

tion von der Rechtspflege , vorbehaͤltlich der von der

Kammer hiezu zu ertheilenden Genehmigung aufgetragen
worden ;

B e ; HIE p :

diefen Auftrag genehm zu halten ;

2) får die Begutachtung der Motion wegen eineg Zu -

ſchuſſes fuͤr den landwirthſchaftlichen Verein zu Ettlingen
Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſtv. Fuͤrſtenberg ,
der Oberhofmarſchall Frhr . v. Gayling und

der Frhr . v . Falkenſtein

gewaͤhlt worden ſeyen .

Wegen dieſes letztern Gegenſtandes gaben zuvoͤr—

derſt Se . Hoheit der Praͤſident folgende Erklaͤrung :

Seitdem die Motion Sr . Durchlaucht , des Herrn

Fuͤrſten v. Loͤwenſtein - Wertheim wegen Unterſtuͤtzung

des landwirthſchaftlichen Vereins in der Erſten Kammer

vorgetragen wurde , iſt mir die Rechnung dieſes Vereins

vom 4 . Aug . 1820 bis 1. Aug . 1822 zu Geſicht gekommen .

Von dieſer Rechnung murde in dem Sten Hefte

der Verhandlungen diefeg BVereing ein Mugzug geliefert ,
der zur oͤffentlichen Kenntniß gekommen iſt .

Die gedachte Rechnung beſagt
eine Cinnahme von ` . <. + 2670 fle - 42 fr ,

Ee Muidaabe vom: aa I6 2

Kaſſegrettt a a a



Meun und dreyhigke Sihung vom 26 , Noy . 5

Da dieſes Reſultat mit demjenigen , welches in
der Motion aufgefuͤhrt iſt , nicht uͤbereinſtimmt , da dort
DEREMO e E E E N 2255 fl.
p aa O aa a e 5750 fi .
befagt , umd demnach ein Deficit bon , 3500 fl .
nachweigt , fo babe ih mir um jeder mògfien Irrung
vorzubeugen , uͤber dieſe Differenz von der Direction
des Bereing Bericht erftatten laffen .

Diefe bemerfte nun : damals , alg fie Sr . Durch —
laucht dem Herrn Fårfen von Lómenfein z Wertheim
den Rechnungsauszug zum Behuf der Motion vorgelegt
babe , fey die erwåbnte Rechnung noch nicht gefellt ge -
weſen .

Die dem Herrn Fuͤrſten angezeigte Einnahme habe
ſich auf den Journalabſchluß gegruͤndet , der damals ſtatt
2670 fl. 42 kr . nur 2250 fi. betragen babe .

Serner fey diefer Einnahme nicht nur die wirkliche
Ausgabe , ſondern auch noch jene moͤgliche etatmaͤßige
beygerechnet worden , welche fich ergeben mårde , wenn der
Berein fein Gefhåft , wie e8 får das Vefe des Staats

àu wånfchen fey, erweitern wirde . Daher beftehe die in
der Motion genannte Muggabe

1) aug der wirflichen ad . . 2230 4. 6 fe
und

Saus der ¶

und pefage der Huggabe der Motion 5750 - 16 -
Die Berichtigung dieſer Differenz in dem Protokoll

der Kammer halte ich fuͤr nothwendig , da zu erwarten iſt ,
daß die Reſultate des Rechnungsabſchluſſes dieſes Vereins
durch dag gte Heft der Verhandlungen mehreren verehr⸗
ten Mitgliedern der Erſten Kammer befannt werden muß ,
und die natuͤrliche Folge haͤtte , daß die unterſtuͤtzungs⸗
werthe Motion des Herrn Fuͤrſten von Loͤwenſtein⸗Wert⸗
heim zerfallen muͤßte.



Protočolle der Erfien Kammer .

Worauf Se . Durhlaucht der Herr Får v. Li -

wenſtein entgegneten ; Zu diefem untergelaufenen Jr -

thum muf ih mih aWerdingg befennen , weil meine Mo -

tion fich auf einen blofen Yournalauggug und nicht auf

die foͤrmlich geſtellte Rechnung gruͤndete , hiernach bitte

ich daher das in meiner Motion Angefuͤhrte zu berich —

tigen .
Vom hohen Praͤſidium aufgefordert , erſtattete

ſofort der Tagesordnung gemaͤß der Hofrath V. Not -

ted Bericht uͤber die Mittheilung der zweyten Kam —

mer , die gaͤnzliche Abſchaffung des Hauſirhandels be —

treffend

Beylage Ziffer 120 .

ferner der geheime Hofrath Zachariaͤ uͤber uͤber den

Geſetzentwurf , die Erneuerung der Unterpfaͤnder betreffend .

Beylage Ziffer 121 .

und derſelbe uͤber die von der zweyten Kammer mitge —

theilte Bitte um Aufhebung des Neubruchzehntens

Beyhlage Ziffer 122 .

endlich noch der Frhr . v. Gemmingen Preſteneck

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer wegen Con —

trollirung der Amortiſationskaſſe durch eine beſonders

hiezu aufzuſtellende Commiſſton

Beylage Ziffer 123 .

Die Tagesordnung fuͤhrte zur Diskuſſion uͤber die

Motion deg geheimen Hofraths Zachariaͤ , die Faſſung

der Protokolle betreffend .

v. Rotteck : Als in der erſten Sitzung nach unſerer

Wiederverſammlung der Herr geheime Hofrath Zach ar iaͤ

den Antrag auf abgekuͤrzte Form unſerer Protokolle , und

auf zu veranlaſſende Herausgabe eines zwar unter der Au—

toritaͤt der Kammer , aber nicht unter deren Con —



Neun und dreyhigite Sigung vom 26 . Nov . 7

trolle ftehenden fogenanuten Landtag - Blattes

machte , erhoben fich fofort einige Stimmen diefer Hohen
Kammer mit gerechtem Eifer gegen diefen , wenn auh
nicht der Verfaſſung ſelbſt , doch einer der koſtbarſten
Gewaͤhrleiſtungen ihres Geiſtes feindſeligen Antrag , und

wollten ihn unbedingt verworfen wifen . Die Majoritåt
beſchloß indeſſen , ihn einer Commiſſion zur Begutachtung
zuzuweiſen , jedoch mit der ausdruͤcklichen Beſtimmung ,
daß die Frage von der kuͤnftigen Form unſerer Protokolle

ſtreng geſchieden bleibe von der Frage uͤber die Intereſ⸗
ſen des Buchhaͤndlers Braun , deſſen Klage uͤber ſchlechten
Abſatz unſerer Protokolle den oſtenſiblen Anlaß des gan -

zen Antrags hergegeben . Ja , es vertheidigte ſich ſelbſt
der Herr geh . Hofrath Zachariaͤ mit einer Verwahrungs⸗
formel gegen den ihm gemachten Vorwurf , als habe er

zwey ſo heterogene Dinge vermiſchen , und die Kammer

zur Aenderung einer mit conſtitutionellen Intereſſen
in Verbindung ſtehenden Einrichtung aus dem Grund
einer mit einigen Louisd ors zu beſchwichtigenden Buch —

haͤndlers - Beſchwerde veranlaſſen wollen .

Die zur Begutachtung der kuͤnftigen Protokollsform
ernannte Commiſſion hat nun in der juͤngſten Sitzung
ihren Bericht erſtattet , aber — was ich mit Trauer

und mit wohlbegruͤndeter Beſchwerde ſage — ſie hat den

hochwichtigen Gegenſtand gleichwohl lediglich vom Stand⸗

punct des pecuniaͤren und buchhaͤndleriſchen Intereſſes
betrachtet ; oder vielmehr ſie hat ihn gar nicht betrach —
tet , und uns , ohne uͤber die Motive des Antrags
auch nur ein Mort zu fagen , lediglich einen in drep

Puncte getheilten Vorſchlag gemacht , welcher durch
nichts , durch gar nicht s anders begruͤndet iſt , als durch
ein inzwiſchen vom Buchhaͤndler Braun eingekommenes
Anerbleten , ein nach der Zachariaͤſchen Idee redigirtes
Landtagsblatt unentgeltlich zu verlegen .

bs



Protofolle der Erften Kammer .

„ Da der Buchhaͤndler Braun die angeſchloſſene Er —

klaͤrung eingereicht hat , ſo machen wir der Kammer

folgende Vorſchlaͤge “ , alſo lautete ungefaͤhr der muͤndliche

Vortrag .

Mit Erſtaunen habe ich dieſen kurzen , blos muͤnd⸗

lichen Bericht vernommen ; und geſtehe unverholen , daß
ich es unverantwortlich finde , daß die Commiſſion uns

anſtatt einer Begutachtung der die edleren Intereſſen
der Kammer und des conſtitutionellen Lebens nahe be —

ruͤhrenden Sache ein von dem Antragſteller inzwiſchen
dem Buchhaͤndler Braun abgewonnenes Anerbie —⸗

ten zur Herausgabe eines , zur Zeit noch blos in der Idee

des Proponenten lebenden , von der Kammer noch durch —
aus ungebilligten Blattes gegeben . Haben wir denn

die Commiſſton zu ſolcher Unterhandlung mit dem Buch —

haͤudler Braun beauftragt ? Handelt es ſich hier nur um

die Convenienz des Buchbaͤndlers ? Oder ſoll auf die —

ſem Nebenwege ganz geraͤuſchlos , weggeſehen von dem

eigentlichen Streitgegenſtand , ein Schlag auf unſere

Einrichtungen gefuͤhrt werden , welchen man auf direk —

tem Wege , wo entſchiedener Widerſtand zu erwarten

war , nicht weiter verſuchen wollte ?

Man erlaube mir , die Erklaͤrung des Buchhaͤndlers
Braun , welche wie ein Deus ex machina den erhobe —
nen Streit zu ſchlichten koͤmmt , etwas naͤher zu be —

trachten :
Sie iſt erſtens ganz von der Hand des Herrn geh .

Hofraths Zachariaͤ , des Herrn Proponenten , geſchrieben ,
und von Braun blos unterſchrieben . Sie wurde auch
dem Letzten ganz fertig zur Unterſchrift vorgelegt , ohne
daß er ſelbſt — ſeine Klage uͤber ſchlechten Abſatzausgenom —
men — dazu die Anregung gegeben ; ſie enthaͤlt nichts

anders , als eben den Antrag des Herrn Propo —

—

—
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nenten , welchen zubegutachten , nichtlaber bereits

ins Werk zu richten , oder ſeine Bewerkſtelligung
vorzubereiten die Commiſſton beaufiragt wars fe if ei

ne Unterſtuͤtzung des Antrags von außen , eine zur

Durchfuͤhrung deſſelben ins Spiel geſetzte Maſchine ,
und nach ihrer ganzen Faſſung eine Verraͤtherin von

Schritten , welche ich wenigſtens nicht billigen kann .

Hierauf las der Redner die nachſtehende Eingabe
des Buchhaͤndlers Braun ab :

„ Da die hohe Kammer mit Maaßregeln fuͤr die Mb -

kuͤrzung der Protokolle ihrer Sitzungen umgehtz —

da ſie Bedenken tragen koͤnnte , die Muͤhwaltung wegen
der Faſſung abgekuͤrzter Protokolle Ihren Herrn Secre⸗

taͤren aufzuerlegen ; — da durch die Abkuͤrzung der Pro⸗
tokolle die Druckkoſten und , ſo wie die Sache jetzt ſteht ,
mein Verluſt bedeutend vermindert werden wuͤrde ,

ſo erlaube ich mir die Erklaͤrung :

daß ich bereit bin , fuͤrdieRedaction der durch den

Druck bekannt zu machenden Protokolle Sorge
zu tragen , unter der einzigen Bedingung , daß
die hohe Kammer die Belohnung des Redacteurs

uͤbernimmt .

Ich darf zugleich die Hoffnung aͤuſſern , daß es

dem Redakteur vergoͤnnt ſeyn werde , ſich in beſon —
dern Faͤllen hey dem einen oder dem andern der Herrn
Sekretaͤre Raths zu erholen . — Mit dem Titelblatte

des Werkes wuͤrde uͤbrigens die Veraͤnderung vorgehen :

Herausgegeben in Auftrag der Kammer . “

Karlsruhe , den 20 . Nov . 1822 .

Gottlieb Braun ,

Buch haͤndler

und beleuchtete ſie mit verſchiedenen Bemerkungen , ſo⸗



I0 Protofolle der Erfen Kammer ,

wohl mag die anfangg berůhrte Begründung deg Bor -

fhlagg , alg gumal was den Nachfag betrifft , in wel -

chem legten , nåmlich bey der Stelle

nŠ darf zugleich die Hoffnung åufern , daf

eS dem Redacteur vergånnt feyn merde , fich in

beſondern Faͤllen bey dem einen oder dem

andern der Herren Gefretåre der Kammer Raths

3u erholen ;

ganz beſonders die mit durchſchoſſener Schrift geſetzten

Worte eommentirt , und gegen den vorgeſchlagenen Titel

des Blattes

„ herausgegeben in Auftrag der Kammer “

proteſtirt wurde . — Er fuhr darauf fort :

Auf dieſe Eingabe nun hat die Commiſſton uns

diejenigen Vorſchlaͤge gemacht , welche im eben verleſe —

nen Protokolle der 38ſten Sitzung enthalten ſind .

Laſſen Sie uns jetzt nicht die Motive dieſer Vor —

ſchlaͤge , denn dergleichen gibt es oſtenſibel keine , ſon⸗

dern deſſen Inhalt vom unbefangenen Standpunkt

wuͤrdigen . Ohne Wiederholung deſſen , was in der Si —

gung vom 6ten Nov . hieruͤber geſprochen worden , doch

mit ausdruͤcklicher Berufung darauf frage ich :

Erſtens : Liegt in der Beſtimmung des §. 63 .

der Geſchaͤftsordnung ( wegen des Landtagsblatts )

etwas , das auf den F. 59 . d. h. auf die Abfaſſungs —

weiſe des Protokolls von ruͤckwirkendem Einfluß waͤre,

oder hat nicht vielmehr dieſe Weiſe ihre fuͤr ſich ſelbſt

beſtehende aus dem Begriff und Zweck deg Protos

kolls zu ſchoͤpfende Regel ?

Zweytens : Kann das Landtagsblatt erſetzen , was

das Protokoll micht liefert , oder hat es nicht vielmehr

zu ſeiner einzigen Quelle die officiellen Proto —
kolle ?
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Drittens : Was ſind unfere gedrudten Pros

to kolle denn anders , als eben dieſes beſprochene

Landtagsblatt ?
Die Antwort auf dieſe Fragen iſt klar . Dies Land —

tagsblatt ſoll ein officielles Blatt ſeyn , es muß

alfo oug einer officiellen Quelle ſchoͤpfen . Es

darf nichts enthalten , das nicht im Protokolle ſtuͤnde ,

aber es iſt unnoͤthig , daß es alles enthalte , was das

Protokoll . Die Regel fuͤr die Auswahl iſt gegeben in

dem §. 74 . der von der zweyten Kammer angenomme —

nen Geſchaͤftsordnung . Es werden naͤmlich nicht alle

Beylagen gedruckt , und von den Protokollen der

geheimen Sitzungen nur jene , deren Druck eigens

beſchloſſen worden . Sobald die Protokolle zum blo -

ßen Regiſter zuſammen ſchrumpfen , ſo nimmt auch das

Landtagsblatt , welches jene zu ſeiner alleinigen Quelle

hat , dieſelbe Geſtalt an , oder es artet in ein nicht

officielles Parteyblatt aus , welches aber eine ho —ͤ

here Autoritaͤt , als ihm nach ſeinem Urſprunge zuſteht ,
unter der Girma einer „ aus Auftrag der Kammer ” ge -

ſchehenen Redaction uſurpirt .

Wie ! dag Secretariat und ein Regierungscommiſ —

får oder der ernannte Redacteur folen dag Rect ha -

ben , von den Digcuffonen und Reden zur Publicitåt

au bringen , oder in Bergefenheit zu begraben , twag

und mie viel ihnen gut Dünft ? Ohne durch eine Cons

trolle der Rammer und der Betheiligten befrånft zu

fen , fol es ihrem Ermeffen oder ihrem guter

Willen , anheimgefelt bleiben , Die Motive meiner

Anträge zu unterdruͤcken , die Bloͤßen , welche meine

Gegner gegeben , zu bedecken , durch Eintragung der

wider hich etwa erklungenen Vorwuͤrfe und Weglaſſung

meiner Rechtfertigung , das Publikum uͤber meinen Cha —



12 Protofolfe der Ergen Kammer .

rafter und ġber mein Wirfen irre zu führen , und den
in der Kammer etwa durch Ueberfimmen niedergeſchla⸗
genen Antraͤgen diejenige Wirkſamkeit bey der Regie⸗
rung , bey der zweyten Kammer und beym Publikum
zu entreißen , die ſie nach der Beſchaffenheit ihrer Be —

gruͤndung wohl haͤtte haben koͤnnen ? —

Will man mir ſagen : die von dem Vertrauen der
Kammer beehrten Maͤnner moͤgen auch das Zutrauen
jedeg Einzelnen anfprehen , fo antworte ich dar -

auf unverholen und lautmitN ein ! Ich verlange oder
ſpreche Diefed Zutrauen niht an får midh ferb , ob -
fhon ih immer mit der gewifenbafteften Treue die
Protofolle geführr habe - Mber icp trane mir ſelbſt nicht ,
wenn ich ohne Controlle , oder blos unter einſeitiger
Controlle fehe : Man wird mir Daher auch erlauben ,

zu bekennen , daß ich durchaus keinem Andern traue ,
oder daf id wenigfeng meine koſtbarſten Rechte und
die Intereſſen der Sache nicht abhaͤngig wiſſen will von
dem Ermeſſen , von der Treue oder dem guten Willen
irgend . einer Perfon . Am allerwenigſten aber koͤnnte
ich Jemand trauen , welcher das Princip der willkuͤhrli —
chen Unterdruͤckung von Vortraͤgen aufſtellte ! — Ueber —

haupt aber iſt das Zutrauen blos ſubjectiv , eine freye
Empfindung , und keinem Schluß der Majoritaͤt unterz
than . Der Secretaͤr wird ohnehin blos durch relative
Mehrheit gewaͤhlt . Wie kann er das unbedingte pers
ſoͤnliche Zutrauen Aller fordern ?

Es iſt gedenkbar — und warum ſollte man ſol⸗
cher Moͤglichkeit minder frehmuͤthig gedenken , als wir
beym Geſetz uͤber die Verantwortlichkeit der Miniſter
der Moͤglichkeit noch weit ſchlimmerer Dinge gedachs
ten ? — ES ift gedenfbar , daf durch eine Protokolls⸗
einrichtung , wie ſie uns vorgeſchlagen worden , und
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dur ® ein Landtagsblatt , wie man eines brevi manu

erfchaffen mwil , eine unbeliebte Minoritåt fo gut als

zum villige Shweigen verdammt , d. H, um die ganze

Wirkſamkeit ihrer Rede gebracht , und dag fie im unz

getreuſten und gehaͤſſigſten Lichte dem Publikum dar —⸗

geſtellt wuͤrde .

Nein ! wir wollen kein Mittelding von officiellem

und nicht officiellem Blatt ! am wenigſten ein mit dem

uſurpirten Schild des officiellen Charakters gegen billige

Ruͤge und Zurechtweiſung gedecktes Privat - oder Par⸗

teyblatt ! Ich fuͤrchte keine Privatſchrift ; — mit den

Waffen der Wahrheit wird es leicht einem Privat —

gegner zuſtehen , ich wuͤnſche ſogar , daß freye Jour -

nale von verſchiedenem Standpunkte und fuͤr verſchie —

dene Parteyen arbeitend , die Landtagsverhandlungen
beurtheilten — das conſtitutionelle Leben des Volkes ,

der oͤffentliche Geiſt wuͤrde deß wahren Gewinn haben .

Aber eine lautere Quelle der Nachrichten , eine

authentiſche Urkunde der Rechtfertigung muß vorlie —

gen , ſonſt iſt das Publikum nicht ſicher gegen Taͤuſchung ,
und der Repraͤſentant nicht gegen das ungerechteſte

Urtheil .
Endlich frage ich noch in Bezug auf die verlangte

Abkuͤrzung der Protokolle

Viertens : Was iſt denn unſer Protokoll nach

Weſenheit und Zweck ? Iſt es bloßes Einre ichungs —⸗

oder ſimples Rathsprotokoll ? oder iſt es nicht vielmehr

ein Verhandlungsprotokoll ? — Wie koͤnnen die ver —

handelnden Theile und Perſonen zugeben , daß ein ſol —

ches nach einſeitiger willkuͤhrlicher Auswahl des Aufzu —

nehmenden oder Wegzulaſſenden gefuͤhrt werde , oder

daß gar nichts von der Verhandlung , ſondern blos

das Reſultat , der Schluß darin Platz finde ? Will
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man den Repraͤſentaͤnten das ſelbſt bey bloßen Raths —⸗

protokollen unbeſtrittene Recht , daß darin Alles einge —

tragen werde , deffen Eintragung ein Mitglied augdråd -

lih fordert , entreifen ? — Und will man dag nicht ,
mag wird dann der Erfolg der ganzen Maafregel feyn 2?
Ich erklaͤre zum Voraus , daß ich in ſolchem Fall nach

einem jeden Vortrag ſolche Forderung ausdruͤcklich ſtel⸗
len und dadurch die beabſichtigte Verſtuͤmmelung , ſo
viel an mir liegt , zu vereiteln ſuchen werde . Und nicht

nur in Bezug auf melne Vortraͤge , ſondern auch in

Bezug auf die Bortråge eineg jeden andern mårde ich
die Forderung thun .

Bon welher Seite man Den Antrag betrachte , imz

mer erſcheint er als hoͤchſt unpaſſend und verwerflich .

Schon der einzige Grund , daß es die groͤßte Unſchick⸗

lichkeit waͤre, jetzt mitten im Laufe der Verhandlungen
eines und deſſelben Landtags mit einer neuen Form

anzufangen , und die abbonnirten Abnehmer des Blatts

um ihre auf den geſchloſſenen Contract gebaute Erwar —

tung zu bringen , ein vollſtaͤndiges , gleichfoͤr —

miges Ganzes und zwar um den mit dem Buch —

haͤndler Braun von der Kammer accordirten Preis zu

erhalten ; ſchon dieſer einzige Grund wuͤrde wohl uns

beſtimmen muͤſſen , fuͤr dieſen Landtag nicht mehr in

den Vorſchlag einzugehen ; und da nach dem , was der Hr.
geh . Hofrath Zachariaͤ in der erſten Sitzung laut Pro —
tokolls mildernd erklaͤrt hat , der ganze Antrag nur fuͤr
die Dauer dieſes gegenwaͤrtigen Landtags gemeint iſt ,

ſo faͤllt er ſchon darum gaͤnzlich hinweg .
Uebrigens hat die hohe Kammer dadurch , daß ſie

erſt neulich , nach dem Inhalte des §. 59 . unferer Ge -

ſchaͤftsordnung zweh tuͤchtige Gehuͤlfen zur Erleichte —

rung des Secretariats angeſtellt hat , klar genug gezeigt



Neun und dreyfigfte Sigung vom 26 , Nov . 15

daf fie , fo wie der Urheber der Geſchaͤftsordnung , nicht
blos ein Protokoll der Eingaben und Schluͤffe ,

ſondern eines der Verhandlungen vor Augen hatte .

Denn fuͤr jenes allein brauchte das Secretariat keinen

weitern Gehuͤlfen . Unſer Archivar wuͤrde allein es ohne

Muͤhe beſorgen .

Durchlauchtigſte , hochverehrte Herrn ! — die Pu —
blicitaͤt iſt die eigentliche Garantie und Lebenskraft
einer repraͤſentativen Verfaſſung . Ohne Publicitaͤt der

ſtaͤndiſchen Verhandlungen iſt die Conſtitution um ihren

edelſten Geiſt , um ihre Bedeutung , um ihren Werth

gebracht . Ein Freund der Conſtitution kann keine Ver —

minderung dieſer unſchaͤtzbaren Publicitaͤt begehren . Es

gibt kein wirkſameres Abhaltungsmittel von ſchlimmen
oder unuͤberlegten Antraͤgen , keinen maͤchtigeren Antrieb

zur Conſequenz , zu pflichtmaͤßiger maͤnnlicher
Stimmfuͤhrung , als die Idee : „ Was ich hier ſa⸗

ge und fordere , wird nicht nur etwa fluͤchtig an dem

Ohr einiger Zuhoͤrer voruͤber rauſchen , ſondern der Na —

tion vor die Augen gelegt werden , und bleibend fuͤr

oder wider mich zeugen . “ Keine edlere Bekraͤftigung

fuͤr die etwa Schwaͤchern , kein beſſerer Schirm gegen

Verdaͤchtigung und ungerechte Verfolgung iſt gedenkbar ,

als abermal die moͤglichſt unverkuͤmmerte geſicherte Pu —

blicitaͤt , dieſe freygegebene , den Maͤnnern , die einen

oͤffentlichen Charakter tragen und in Staatsſachen eine

zaͤhlende Stimme fuͤhren , unentbehrliche Appellation

an die oͤffentliche Meinung , an das Urtheil der Geſammt⸗

heit . Und an dieſes Palladium der Verfaſſung , an dieſe

treffliche Gewaͤhrleiſterin aller ihrer Guͤter , wollten wir

eine hemmende, beſchraͤnkende Hand legen , weil

der Buchhaͤndler Brauneine Bitte

um Entſchaͤdigung eingereicht und
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weil er nachher ceinen von dem Herrn geh .

Hofrath Zachariaͤ ihm nicht nur dictirten ,

ſondern eigenhaͤndig geſchriebenen neuen

Verlaßsentwurf unterſchrieben hat ? — Die⸗

ſer nichtigen Urſache willen ſoll die Erſte Kammer nicht

hur — die juͤngſt ſchon der edle Herr Bisthumsver⸗

weſer mit gerechtem Eifer bemerkt hat — von der

zweyten in wohlgewaͤhlten und bisher gemeinſchaft⸗

lich beobachteten Formen abweichen , und dadurch ei⸗

nen tiefgehenden Unterſchied der Principien und Ten⸗

denzen zur Schau tragen ; ſondern ſie ſoll auch vor

ganz Deutſchland , welches bisher mit ſo vielem Recht

vertrauend und hochachtend auf ſie geblickt hat , als

abhold der Publicitaͤt erſcheinen — und die naͤmlichen

Vorwuͤrfe , wie leider die Staͤnde von Weimar auf

ſich ziehen — ſie ſoll ihrer Popularitaͤt entſagen , und

einen ganz veraͤnderten Ton des Sey ' ns und Wirken

annehmen ! — Mieg um des Buchhaͤndler Brauns

wilen !— Der Commiffiongberiht wit ung ein ſolches

zumuthen ; aber fuͤrwahr! Niemand im In — und Aus⸗

Jand wuͤrde glauben , daß dieſes die Urſache fo Deu -

tungsvollen Entſchluſſes geweſen . Damit aber hieruͤber

gar kein Zweifel mehr ſeyn koͤnne , ſo nehme ich es

uͤber mich ſelbſt , den angegebenen Grund vollends zu

tilgen , und die Beſchwerde des Buchhaͤndlers Braun ,

ohne der Kammer dadurch irgend eine Ausgabe zu

veranlaſſen , aus dem Wege zu raͤumen . Man erlaſſe

ihm naͤmlich den Contract , wenn er dabey Schaden

hat . Ich verbuͤrge mich dafuͤr , daß ein anderer Buch⸗

haͤndler ſich finden wird , der in den Contract einſteht ,

ſa ich ſelbſt will einſtehen , wenn es noͤthig iſt .

Auf alle dieſe Betrachtungen gruͤnde ich meinen

Antrag , daß die hohe Kammer den Vorſchlag des

Herrn geh. Hofraths Zachariaͤ unbedingt verwerfe , und



Neun und dreyfigfe Sitz ung vom

die bieherige Form der Protokolſe auch fuͤr die Zukunftbeybehalten wolle .

Frhr . v. Zyllnhardt : Ich erlanbe mir , ohne
in die Eroͤrterung des Gegenſtandes einzugehen , nur
einige Worte zur Bezeichnung des Standpunctes , von
welchem aus Ihre Commiſſton die Sache betrachtete

Was ich neulich Namens der Commiſſton erklaͤr⸗
te , bezog fh allerdings auf den Antrag deg Herrn
geh. Hofraths Zahari . Mein die Commiſſion war
niht gemeint , badur ihre Begutachtung Über dieſen
Antrag auszuſprechen , ſie gab vielmehr nur Vorſchlaͤge,
welche durch eine Eingabe des Buchhaͤndlers Bra un
deranlagt maren . Wif die hohe Kammer diefer Ein :
Sabe und den darauf ſich gruͤndenden Vorſchlaͤgen Feine
dolge gehen , ſo wird es Pflicht Ihrer Commiſſion ſeyn ,
Ihrem Auftrag dadurch zu genügen , daß ſie die be —
nannte Motion foͤrmlich begutachtet .

Seine Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſten —
berg : Nur einiges im Allgemeinen , ohne in ' s Ein —
zelne einzugehen : Wozu ſoll im Allgemeinen der Druck
unſerer Protokolle dienen ? Sie folen einmal dem Puys
blieum unſere Bemuͤhungen , unfer Wirken firs Ge -
ſammtwohl vor Augen legen , und dann fuͤr uns ſelbſtein Reportorium der Verhandlungen zum Nachſchlagenſeyn . Was gewinnen wir hiezu durch die neu vorge⸗ſchlagene Form ? Ich glaube nichts . Das Weſentlichedeſſen , was hil geſprochen wird , ſoll gedruͤckt werden ;
ſey es in foͤrmlichen Protokollen , die unſere Secretaͤreſtellen, oder in einem Landtagẽblatt , das cin Dritter
redigiet die Setretare werden immer gleich bemuͤht
ſeyn, ja die Faſſung foͤrmlicher Protofole mird får fkuͤrzer und leichter ſeyn , als fuͤr einen Dritten , der

Protofofle der r, Rammer , 3r Bo. 2
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in das Innere unſeres Haushaltes nicht eingedrungen

iſt . Deßhalb ſchließe ich mich im Allgemeinen der An⸗

ſicht des Herrn Hofraths v. Rotteck an , ohne die

Eingabe des Buchhaͤndlers Braun zu beruͤhren.

Frhr . v. Tuͤrkheim : Schon in der erſten Si —

tzung d. M . habe ich einige Bedenklichkeiten gegen die

Zachariaͤ ſche Motion geaͤnßert ; — nachmals bin ich

Mitglied der Commiffion geworden . Cine mit meiner

fruͤher geaͤußerten Anſicht diſſentirende Meinung vorzu⸗

tragen , habe icd fein „ Mitglied beauftragt , Aber eine

folde lag auch niht in Dem vorgetragenen Bericht ; dann

die vom Berichterſtatter gemachten Vorſchlaͤge ſollten kei⸗

neswegs das Reſultat der Berathung uͤber die Motion

enthalten , ſondern ſie waren lediglich durch die Braun ' s

ſche Propoſition veranlaßt , welche der hohen Kammer

vorgelegt werden mufte . In dieſen Vorſchlaͤgen konnte

ich keinen weſentlichen Nachtheil erblicken , und mich al⸗

ſo um ſo eher ſtill ſchweigend verhalten , da mir dasjenige ,

wag mir etwa bedentlich . erfeheinen mochte , in der Rome

mer bey der Discuſſion vorzutragen , unbenommen blieb .

Augenfaͤllig weichen die neuerlichen Vorſchlaͤge we —

ſentlich von den fruͤhern ab . Der Herr Proponent ſprach

bon Abkuͤrzung der Protokolle . In den neuern Vor —

ſchlaͤgen finde ich von ſolcher nichts mehr , vielmehr nur

eine Berånderung in dem Character der Redaction .

Ein foͤrmliches, von der Kammer beglaubigtes Pro⸗

tokoll , wie die bisherigen , iſt ein amtliches Actenſtuͤck ,

and iraͤgt vollkommen officiellen Character . Das vor⸗

geſchlagene Landtagsblatt , das Braun unter Leitung

der Secretaͤre und eines Regierungskommiſſaͤrs verlegen

mwil, wird halb officiell . Die Veraͤnderung ſcheint

mir gering , der dadurch erreichte Vortheil noch gerin⸗

ger , Wag fúr dag Secretariat láftig mar , wird niht

befeitigts Die Redaction teë Landtagsblatts , deren eis
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tung ihnen uͤbergeben wuͤrde , muͤßte ihre Muͤhe eben
ſo ſehr in Anſpruch nehmen , als die Fafung der bida
herigen Protokolle . Haͤufige Reelamationen , ſelbſt in
der Sitzung vorgebrachte Vefhwerden über das Land⸗
tagsblatt wuͤrden vom Sccretariat zu beſeitigen ſeyn ,und hierdurch nur Inconvenienzen entteben . Wennich mich daher von der Zweckmaͤſſigkeit der gemachtenVorſchlaͤge nicht aͤberzeugen kann fo ſtimme ich dochniht vòllig mit den von dem Herrn Hofrath v. Rot -teck geaͤußerten Anſichten uͤberein . Er geht von einem
falſchen Geſichtspunet aus , wenn — nur immer Pu⸗blicitåt Der Verhandlungen verlangt . Dieſe iſt auchdurch das Landtagsblatt nicht gefaͤhrdet . Auch giebtes noch andere Mittel der Publicitaͤt . Die Gallerienſind ja geoͤffnet , und es kann auf denſelben nachge⸗ſchrieben werden . Nur von einem Recht des Einzel⸗nen , zu verlangen , daß Alles , was er ſpricht , auchgedruckt und von der Kammer herausgegeben werde ,kann nicht die Rede ſeyn . Dieſe kann , wenn ſie esfuͤr noͤthig erachtet , um das Intereſſe an ihren Ver —handlungen zu erhalten , dieſelben in ihren Protokollenconeentriren . Jeder Einzelne kann es zwar fuͤr ſichals ein unveraͤußerliches Recht des Menſchen geltend maschen, ſelbſt langweilig zu ſeyn , daraus folgt noch nicht ,daß er auch die Kammer noͤthigen koͤnne, daß ſie lang⸗weilig erſcheine .

Seine Durchlaucht der Herr Fuͤrſt v. Fuͤrſt en⸗berg ſetzen Ihrer fruͤhern Bemerkung hinzu , daß SieW Allgemeinen zwar der Anſicht des Hofraths v. Rot -teck beygeſtimmt baben , obwohl Sie im Einzeinen nichtjede ſeiner Aeußerungen theilen .

Hofrath v. Rotteck : Allerdings macht der Um⸗ſtand , ob ein Vortr ag langweilig oder unterhaltend ſey ,
na2
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keinen Rechtsunterſchied, ſo wenig fuͤr den Vortrag ,

als fuͤr den Redenden . Es ſind ohnehin gar manche

Dinge , deren Beruͤhrung heut zu Tage ſofort „ Lan —

geweile “ erregt Ider noch Schlimmeres . Aber ich

frage den verehrten Redner , welches ſind denn die an —

dern Mittel , wodurch unſere Vortraͤge dem Publi⸗

cum fónnten befannt werden ? Privatjournale ? — Wie

fónnten in unferem feinen Staat , nnd bey der hiers

nah immer fleinern Zahl pon Abnehmern mehrere Pri -

vatjournale gedeihen oder aufkommen ? Und dann , wo

iſt die Gewaͤhrleiſtung , daß man ſie wird aufkommen

laſſen wollen ? daß ihnen die Freyheit der Erz aͤh⸗

fung bleiben wird ? Gie find der Cenſur unterwor⸗

fen , und dieſelbe — nach ihrer heutigen Strenge — wår -

de darin wohl gar Vieles wegſtreichen , was lang⸗

weilig iſt . An unſere gedruckten Protokolle wird fie da -

gegen fich ſchwerlich wagen , well es doch auch gar zu

abfurd mwåre , demjenigen die Bekanntmachung zu Vers

weigern , was nicht nur vor dem Publicum bereits

geſprochen , ſondern auch als vor demſelben geſprochen

amtlich bezeugt iſt .

Frhr . v . Weſſenberg : Erlauben Sie auch mir ,

Hochgeehrteſte Herren ! mich uͤber den hochwichtigen

Gegenſtand unſerer heutigen Berathung mit offener

Freymuͤthigkeit auszuſprechen.
Nicht bergen kann ich das Erſtaunen , womit ich

in unſerer letzten Sitzung hoͤrte , wie eine der hohen

Kammer vorher noch ganz unbekannte Eingabe eines

Buchhaͤndlers , ohne alle Motivirung , zum Commiſſions -

antrag erhoben wurde .

Ohne mich mit Beleuchtung der Form dieſes

Antrags zu befaſſen , muß ich dem Antrag ſelbſt mich

aufs Beſtimmteße widerſetzen .
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Getreuheit , Wahrheit ,
wir von den Protokollen zu verlangen haben . Dießzu verlangen , ſind wir aber meines Erachtens nichtblos berechtigt , ſondern fogar verpflichtetz wir ſind esder Ehre dieſer hohen Kammer und unſerer perſoͤnli⸗chen Wuͤrde ſchuldig ; wir ſind dafuͤr dem Publicumgleich ſam verantwortlich und der Nachwelt . Einer an⸗dern Inſtruction, als Getreuheit und Wahrheit beduͤr⸗fen die Verfaſſer der Protokolle nicht ; jede andere fån -de ich dem Vertrauen , das dem von der bohen Kam -mer gewählten Secretariat gebuͤhrt, unangemeſeen .Es wird wohl kaum noͤthig ſeyn , zu wiederholen,das der gemachte Antrag gerade das Widerſpiel einerVereinfachung herbeyfuͤhre. Er verlangt zwey Proto —kolle ſtatt Einem ; ein kurzes amtliches , und ein nicht

rſt in ein ſogenanntes
itet werden ſoll . Eine neue un⸗vergleichliche Vereinfachung durch Multiplication !Ich frage aber , was if ein nicht amtliches Pro —tokoll ? Fuͤrwahr fuͤr uns — ein Unding .Dem Urtheil jedes Unbefangenen ſey es fernerheimgeſtellt , ob es ein getreues und wahres Protokonunſerer Sitzungen genannt werden koͤnne , wenn darindie oͤffentlich ſtatt gehabten Discuſſtonen nicht enthaltenſind ?

dieß iſt Alles , was

Wie ſehr dies allen iuriſtiſchen Begriffen vonigsprotokollen widerſpreche, mag ich hier nichtandlich auseinander ſetzen . Es hieße dieß die Gezd der hohen Kammer mißbrauchen .
Aber frey und offen muß ich erklaͤren, daß ichnun eii

vollſtaͤndiges und getreues , durch das Seeretariat und unter ſeiner Aufſicht gefertigtes und von derhohen Kammer ſelbſt controlires Protokoll als eingeſetzliches Ogan Dor Fundmachung unſerer Sitzungenanſehen , niem s aber ein Blatt , deſſen Redaction von

Sitzur

umſt

dul
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dem Gutfinden einiger Privaten abhaͤngt, als ein geſetz⸗

maͤßiges Surrogat dafuͤr anerkennen koͤnne.

In Anſehung der Form der Sitzungen ſtellt un —

ſere Verfaſſung beide Kammern vollkommen gleich : Sie

ſagt „ die Sitzungen beider Kammern ſind oͤffentlich. “

Deßwegen hat auch die Regierung beider Kammern den

naͤmlichen Entwurf einer Geſchaͤftsordnung vorgelegt ,

und diefer bat nur folde Modificationen erhalten , die

duch die Verſchiedenheit der Zuſammenſetzung beider

Kammern gefordert wurden . Wenn nun dennoch in

einer ſo wichtigen Sache , wie die Protofolle , ein we -

ſentlicher Unterſchied zwiſchen beiden Kammern einge -

fuͤhrt werden wollte ; fo mwåre diep eine Abaͤnderung,

die tief in den Geiſt und das Weſen unſerer Verfaſ⸗

ſung eingriffe , und ich ſehe nicht , wie ſie anders als

mit Buftimmung beider Rammern und der Regierung

geſetzlich zu Stande gebracht werden koͤnnte .

Bey der bisherigen Einrichtung herrſchte allgemeine

Zufriedenheit . Bey der vorgeſchlagenen Neuerung lie⸗

fen wir augenſcheinlich Gefahr , dieſe Zufriedenheit ge⸗

ſtoͤrt zu ſehen .

Ich bitte Sie recht ſehr , meine Herren ! zu er⸗

waͤgen , daß hier das Recht des Einzelnen nicht unbe⸗

achtet gelaſſen werden duͤrfe , und daß mit ihm das

Intereſſe der hohen Kammer ſelbſt in enger Verbin⸗

dung ſtehe .
Jedes Mitglied der Staͤnde hat das Recht zu

verlangen , daß ſeine Abſtimmung , ſo wie ſie in der

Sitzung abgegeben worden , oͤffentlich kund werde . Was

wuͤrde ſonſt aus der Oeffentlichkeit , welche die Verfaſ⸗

ſung feſtseſetzt hat ? Wie ließe ſich hingegen mit dieſer

Oeffentlichkeit ein Protokoll vereinbaren , dag niht be -

fannt gemacht werden pr ? — Ber dag Recht hat ,

feine Meinung nah innerer Ueberzeugung hier oͤffent⸗

lih aue zuſprechen , muß auch das Recht haben , ihre
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Kundmachung durch den Druck zu verlangen . Dennwas heißt „ Oeffentlich “ , alg : in Gegenwartaller Şntereffenten ? Wag heißt Publicum , als :das geſammte Volk ? Dieſes ba kann nur durchden Druck von den Abſtimmungen feine Vertreter inKenntniß geſetzt werden .
Geheime ungedr

gen ſind dem Geiſt
geradezu entgegen ,

Sn der bisherigen Einrichtung erblidte man mitVergnuͤgen ein fho nes Band der Harmonie zwiſchenbeiden Kammern ; dem Nachtheil zu ſchroffer Gegen⸗ſaͤtze wurde dadurch freundlich begegnet ; dag Anſehendieſer hohen Kammer hat dabey weſentlich gewonnen .Ohne Prophetengabe laͤßt ſich vorausſehen , welches dieWirkungen der vorgeſchlagenen Abaͤnderungen in deroͤffentlichen Meinung ſeyn wuͤrden . Ich will ſie nichtſchildern .

Auch eine Vernachlaͤßigung im Ausdruck und inden Vortraͤgen duͤrfte unwillkuͤhrlich aber beynahe un —aus weichlich eintreten , und Sie wiſſen , meine Herren !daß eine Perſon , wie vielmehr eine Koͤrperſchaft , dieſich , wenn auh nur im Aeußern n, vernachlaͤßigt , nichtauf guten Wegen ſich befinde .
Pruͤfen und wuͤrdigen Sie , meine Herren ! dasGewicht der vorgetragenen Gruͤnde, und urtheilen Siedann ſelbſt , ob ich nicht im Geiſte unſerer Verfaſſungund im wahren Intereſſe dieſer hohen Kammer handle,indem ich dem Antrag der Commiſſion meine Beyſtim⸗verweigere, und darauf antrage , die hohe Kammer moͤchtebefbtiegen: daf es im volen Vertrauen duf Dag Secre -tariat in Hinſicht der Protokolle bey der bisherigen Uebungbelaſſen werde

23

uckte Protokolle oͤffentlicher Sitzun —
und Buchſtaben unſerer Verfaſſung

Uebrigens ſtelle ich nicht in Abrede , daß eine Ab -
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kuͤrzung der gedruckten Protokolle durch Weglaſſung meh⸗

rerer Beylagen angemeſſen ſeyn duͤrfte.

Zur Weglaſſung im Druck finde ich geeignet die

Rittheilungen der zweyten Kammer in extenso als Bey⸗

lagen ; die Motionsanzeigen in dieſer Kammer ; die Ge⸗

ſehentwuͤrfe , die ſchon in dem Protokoll der zweyten

Kammer gedruckt ſind , mit Verweiſung auf dieſe ; Wez

niger bedeutende Petitionen , wenn die Kammer nicht deren

Kundmachung beſchließt .
Endlich moͤchte es auch Jedermann erwuͤnſcht ſeyn ,

wenn die leeren Raͤume , die in unſern gedruckten Protokollen

hie und da erſcheinen , kuͤnftig ausgefuͤllt wuͤrden . Denn

der leere Raum taugt uͤberall nichts , in den Protokol⸗

len ſo wenig , als in der Natur .

Der geh . Hofrath Zahariå bat hierauf um das

Wort , mit der Bemerkung , daß er , als Antragſteller ,

um ſo eher auf Nachſicht hoffen duͤrfe , wenn er uͤber

den vorliegenden Gegenſtand zu ſprechen ſich erlaube.

Er ſchicke zuvoͤrderſt uͤber das Geſchichtliche Fol⸗

gendes voraus : Man habe in dieſer Sache drey

Vorſchlaͤge , die gemacht worden , zu unterſcheiden . Der

eine fey von ihm ſelbſt auf Veranlaſſung der Erfah -

rungen , die er als Seeretaͤr der Kammer zu ſammeln

Gelegenheit gehabt habe , in der erſten Sitzung dieſes

Winlers geſchehen . Einen zweyten , nach welchem die

Herausgabe der Verhandlungen der Kammer ein lite -

rariſches Privatunternehmen werden wuͤrde , habe er

ebenfalls in den Commiſſtionsſitzungen vorgelegt . Ein

dritter endlich , welcher gewiſſermaßen die beiden erſte⸗

ren vereinige , ſey der Antrag der Commiſſion . Er

wolle gern dieſem letztern beytreten , ob er wohl allein

den zweyten fuͤr ausreichend halte .

Man habe in dem Gedanken , die gedruckten Pro⸗

zokolle abzukuͤrzen, einen Angriff auf die Publicitaͤt
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gefunden . Auch er glaube ein Freund der Publicitaͤt
zu ſeyn , wie einer in dieſer Kammer , wenn er auch
die Cinfeitigfeit . der in Deutſchland erſcheinenden Ta -
geblaͤtter tadeln muͤſſe. Er habe ſogat manche Schlaͤge
des Schickſals , die ihm von dieſer Seu⸗ gekommenwaͤren, ruhig getragen , damit er den Feinden der Pu⸗blicitaͤt zurufen koͤnnte : Paete , non dolet ! Aber hier
ſey gar nicht von einem Vorſchlag gegen die Publiei⸗
taͤt der Verhandlungen der Kammer die Rede — Nie⸗
manden folle der Zutritt zu den Sitzungen , Niemanden
das Recht , die Verhandlungen nachzuſchreiben und drus
cken zu laſſen , verſagt werden . Sondern nur davon
ſey die Rede :

Erſtens : Wie ſind die amtlichen Protokolle zu faſ⸗
ſen , die in der Kammer verleſen werden ?

Zweytens : Was darf und fol von Geiten der
Kammer fůr die Bekanntmachung ihrer Verhand⸗lungen geſchehen ?
Man habe ferner den Gegenſtand der dermaligenBerathung in eine ſonderbare Verkettung mit den ſo

zarten Verhaͤltniſſen zwiſchen beiden Kammern bringenwollen .

Allein die Geſchaͤftsordnung der einen Kammerſey von der der andern unabhångig . Das fey ein bes
ſonders wichtiger Vortheil deg Syſtems zweyer Kam —
mern , daß die eine ſich beeifere , das Gute , mit wel -
them die andere vorangehe , nachzuahmen . Doch ( undhiermit komme er zu dem tiefern Sinne der vorliegen⸗den Frage ) er wolle auch annehmen , daß die andere
Kammer nicht auf dieſen oder einen aͤhnlichen Plau
eingebe . € s gebe allerdings Grinde hierzu ; der vor⸗

egende Gegenſtand haͤnge mit dem Principe Der Ari -ftofratie und der Monarchie auf dag Genauſte zuſammen . In der zweyten Kammer komme mehr darauf
ſage , gelte ; in der Erſten
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komme es mehr auf den Geiſt der Koͤrperſchaft an ;

die Mitglieder der zweyten Kammer haͤtten billig auf

die Meinungen des Tages eine vorzuͤgliche Ruͤckſicht zu

nehmen ; die Erſte Kammer haͤtte vorzugsweiſe auf den

Zuſammeuhang der Sachen mit der Ewigkeit der Ver⸗

faſſung zu ſehen . Bey uns habe ohnehin die Erfe Kam -

mer einige demokratiſche , ihr in andern Staaten frem -

de , Elemente . In Frankreich und Baiern mache die

Erſte Kammer nur die Reſultate ihrer Verhandlun —⸗

gen , nur die Beſchluͤſſe bekannt ; das beruhe nicht auf

blos zufaͤlligen Umſtaͤnden ; beide Kammern haͤtten am

Ende denſelben Zweck ; beide wuͤrden nicht nach ihren

Worten , ſondern nach ihren Werken gerichtet werden .

Aber ſie unterſchieden ſich in der Art , wie ſie auf jenen

Zweck hinarbelteten .

Endlich habe man dem Vorſchlage auch einen Treue —

bruch gegen das Publicum vorgeworfen . Allein ſchon

bisher waͤren Protokolle auch in der abgekuͤrzten Form

gefaßt worden . Der Zweck des Vorſchlages ſeye ja ge —

rade der , das Intereſſe des Publicums wahrzunehmen ,
die , ſeines Wiſſens , nur geringe Zahl der Leſer der Pro —

tokolle zu vermehren .
Der eine Theil des Vorſchlages betreffe die Faſſung

der am tlichen Protokolle . Von dieſen ſollte in Zukunft
die Aufzeichnung der Streitgeſpraͤche ausgeſchloſſen ſeyn .

Die Geſchaͤftsordnung beſtimme nicht die Art , wie die

amtlichen Protokolle zu faſſen ſind . Aber die Analogie

aͤhnlicher Vorgangsbeurkundungen und das rechtliche We —

ſen eines amtlichen Protokolls ſpreche fuͤr den Vorſchlag .

Ja in diefem Sinne håtten wir bigher noch gar Éeine am t -
lihen Protofole gehabt . Sie erfhienen immer in ei »

nem gewien Roſenlichte oder Heiligenſchein . Deßhalb

habe Herr Hofrath v. Rotteck im vergangenen Sommer

auch gegen eines proteſtirt , das von ihm , ( dem Redner )

in abgekuͤrzter Form geſtellt worden , und er haͤtte , ob⸗
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WOHL die Rammer e8 genehmigte , dag Recht gehabt , an
die Entſcheidung derſelben Kammer , a papa male infor -
mato ad papam melius informandum zu appelliren .
Zugleich erſpare die vorgeſchlagene Maafregel Zeit und
Geld . Gie verhindere Mißhelligkeiten .

Der zweyte Theil des Vorſchlages gehe dahin , daßdie Bekanntmachung der Berhandlungen durch den Drudin Bufunft dem Secretariate uͤberlaſſen ſeyn ſolle . Es
wuͤrde alſo dieſes Landtagsblatt unter der Verantwort⸗lichkeit derSecretaͤre erſcheinen . Es wuͤrde , ehe es in
die Buchdruckerey kaͤme, zur Einſicht der Mitglieder in
der Kanzley niedergelegt werden , Dieſer Vorſchlag ſeyein der That nur eine Wiederherſtellung der Geſchaͤfts⸗
ordnung . Die Gruͤnde , welche gegen die bisherige
Faſſung der Protokolle ſpraͤchen , waͤren eben ſo viele
Gruͤnde fuͤr dieſen Vorſchlag . Er gewaͤhre ins8beſondereden Vortheil , daß er eine Zu ſammenzieh ung der fuͤrden Druck zu bearbeitenden Verhandlungen im Wegeeiner vertraulichen Beſprechung , und ohne Daf deshalbdie Rammer zu einem literariſchen Tribunale erhobenwerden muͤßte , moͤglich mache .

Er wolle nicht dem Beyſpiele fruͤherer Redner fol -
gen , für feine Meinung die Gemuͤther zu gewinnen . Er
wolle ſich nicht auf die oͤffentliche Meinung beziehen .
Dieſe ſey ein ſchwebendes, ſchwankendes Weſen , weil
ſie nur ein geiſtiges Daſeyn habe . Jeder werde und
ſolle ſie fuͤr ſich befragen . Aber er glaube nicht , daßman ſich in dieſer Kammer auf die oͤffentlicheMeinungberufen duͤrfe. Er feye niht fo folz , fich får einen
Repraͤſentanten der oͤffentlichen Meinung zu halten .Gaͤbe es Repraͤſentanten der oͤffentlichen Meinung , ſomuͤß ten diefe die Kammern bilden . ber auh er gebefeinen Antrag der oͤffentlichen Meinung preis .



28 Protokolle der Erſten Kammer .

Eine jede Neuerung ſinde Widerſpruch . Das ſey

gut ; ſonſt wuͤrde alles in einem ewigen Schwanken ſeyn .

Aber wer nichts wage , koͤnne nichts gewinnen . Sey der

Vorſchlag gut , ſo werde ſich daraus das Beſſere entwi⸗

ckeln . Werde er in der Ausfuͤhrung unzweckmaͤßig be —

funden , nun ſo gebe es eine Ruͤckkehr .

v. Rotteck : Ich glaube , den Eindruck , welchen

die kunſt⸗ und blumenreiche Rede , die wir ſo eben gehoͤrt

haben , auf mich gemacht hat , wird ſie auch auf viele

andere Zuhoͤrer gemacht , naͤmlich den Gedanken erzeugt

haben , daß der verehrliche Redner ſeine Liebe zur Publici -

taͤt noch weit eindringlicher und uͤberzeugender , als durch

alle ſeine Worte , uns durch Thaten beweiſen koͤnnte ,

vor allem durch die That der Zuruͤcknahme deg Anz

trags , in deſſen Discuſſton wir begriffen find . Die

meiſten der Gruͤnde , die er fuͤr denſelben vorgebracht

hat , finden ihre Widerlegung in dem , was ſchon fruͤ—

her , und insbeſondere , was ſchon in der Sitzung vom

6ten Nov . geſagt worden . Auch ſind ſie meiſt ſo gering —

fuͤgig — wie der Punkt wegen der Unk oſten , wegen der

Muͤhe der Seeretarien , wegen einzelner Verdrießlich -

keiten u . ſ. . , daß ſie durchaus nicht in Vergleichung

kommen , oder auf einer Wage koͤnnen gewogen werden ,

wie jene , welche gegen den Antrag ſprechen , und ſich

auf koſtbare conſtitutionelle Intereſſen beziehen , und daß

ich wirklich die Zumuthung kaum begreife , der erſtern
willen eine Aenderung in unſern Protokollen zu treffen .

Freylich hat der verehrliche Redner auch einige neue

Gruͤnde angefuͤhrt , von hoͤherer Natur ; aber dieſelben

verrathen eben auch den feinem Antrag zum Grunde lie -

genden tiefer gehenden Pran . tUebrigeng ift Darin eine

wahre Herabfekung unè Berunglimpfung det Hoben
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Kammer enthalten , gegen welche ich mich in ihrem Na —
ſey men als ihr Mitglied , und insbeſondere fuͤr mich ſelbſt
Me feyerlich verwahre . Der Redner ſagt , obwohl mit et —
der was gefaͤlligern Redeformen , im Grunde das Naͤmliche ,
wi⸗ was , als es von Muͤnchen aus ertoͤnte , die Gemuͤ⸗
be⸗ ther der Wohlgeſinnten mit Betruͤbniß erfuͤllt hat ; naͤm⸗

lich , daß die erſte Kammer der Damm ſey , woran die
Wogen der zweyten ſich brechen ſollen . Es ſoll eine

yen weſentlich verſchiedene Tendenz und Geiſt in der erſten
oͤrt als in der zweyten Kammer herrſchen . Dieſes iſt nicht
ele wahr nach unſerer Verfaſſung . Wir haben alle in
ugt beiden Kammern denſelben Eid geſchworen , und ſind alle
ici - gleichmaͤſſig Vertreter deſſelben Volkes z und auf unſererch Pflicht wie auf unſere Stellung hat jenes , was etwa
ite , in Sranfreich oder Baiern geſchieht , keinen Einfluß .
7 — Auch iſt es herabſetzend fuͤr die erke Kammer , daf fiepdie wie der Redner behauptet , nach der oͤffentlichen Mei —
bt nung nichts fragen folk Traurig , wenn dem al ſo waͤre .

e Endlich erſcheint es wenig ruͤhmlich, wenn der Redner
— ihr vorwirft , alle unter ihrer Firma herausgegebenen
ng - Protokolle waͤren gleichwohl nicht getreu nd niht amts
Der lich . - Eine gang buchſtaͤbliche Genauigkeit , weil diefe
h - ganz unmoͤglich zu erreichen iſt , wird auch Niemand
ing fordern ; aber die Aufzeichnung der Geſchwindſchreiber ,
en , die Berichtigung durch den Secretaͤr nach ſeinen noch
ſich friſchen Reminiscenzen und eigenen Aufſchreibungen ,
jaf endlich die bey oͤffentlicher Vorleſung in der Kammer er —
ki folgende Genchmhaltunh derfetben , bewirken gewig eine
— hinreichende Treue . Sie verbuͤrgen , daß wenigſtens der
iie Hauptinhalt , die Gedankenreihe und die bedeutenderen

— Ausdruͤcke aller einzelnen Reden ins Protokoll kommen .
lë Ich wenigſtens behaupte , daß die von mir gefuͤhrten
* Protokolle alle getreu mw

hen
aren , und menn der geehrte Red



30 Protokolle der Erſten Kammer .
ner behauptet , daß ich im letzten Sommer gegen ein von

ihm verfaßtes Protokoll mit Recht mich beſchwert , und

die hohe Kammer gleichwohl das Protokoll genehmigt

habe , ſo kann ich dieſes Anerkenntniß nuͤtzlich annehmen ,

und mich auf die Bemerkung beſchraͤnken , daß die Kam—⸗
mer durch ihre Genehmhaltung blos ſo viel ausdruͤckte ,

fie verlange die Ergaͤnzung durch dasjenige , was ich

daran vermißte , nicht . Ich aber aus Friedensliebe ,

und weil es ſich blos von einem einzelnen Falle

handelte , beruhigte mich , und ſtund von der Forderung

der Ergaͤnzung ab . Dieſes wuͤrde ich aber niemals

thun , wenn von der Aufſtellung einer Maxime die

Rede waͤre . Nein ! Ich behaupte hier wiederholt das

unantaſtbare Recht des Stimmenden , die vollſtaͤndige

Eintragung allererſt ſeiner eigenen Reden , dann aber

auch aller andern for dern zu koͤnnen . Die Stellung des

Deputirten ohne dieſes Recht waͤre ſchutzlos und preis

gegeben . — Auf dieſes Wenige mag ich mich , da ſchon

ſo Vieles geſprochen worden , fuͤglich beſchraͤnken , der

hohen Kammer uͤberlaſſend , ſich gegen die , wider ſie

ergangenen Verunglimpfungen zu verwahren , und fuͤr

mich blos den Antrag auf unbedingte Verwerfung der

gemachten Vorſchlaͤge wiederholend ; und zwar ohne Un⸗

terſcheidung der urſpruͤnglich von dem Herrn Propo⸗
nenten gemachten ’ , von denjenigen , welche die Commiſ —

fion gethan : Denn nur in fleinen Nebenfachen find
ſie von einander abweichend , im Weſentlichen nach

Tendenz und Wirkung aber vollkommen gleich .

Bahari : Ich bin mißverſtanden , wenn man

glaubt , ih haͤtte jedem Einzelnen das Recht abſpre —

hen wollen , Berichtigungen zu Protokoll zu verlangen ,

ich habe nur dag Recht deg Einzelnen bezweifelt , daf
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jede Rede in umſtaͤndlichen Protokollen auf oͤffentlicheKoſten gedruckt werden muͤſſe. Wenn in meiner RedeVerunglimpfungen gegen die hohe Kammer gefundenwerden wollen , ſo muͤßte ich Dief fepr bedauern , undhieruͤber dem Herrn Hofrath v. Rotteck naͤhere Erklaͤ —rung abfordern , ob er glaube , daß ich die hohe Kam —

Abſicht gehabt haͤtte?

X

v. Rotteck : Meine Worte waren deutlich , und
en Leſern des Protokolls zu beurtheilen uͤber —laſſen , ob es ehrenvoll ſey , wenn der Kammer vorge —worfen wird , ſie brauche auf die oͤffentliche Meinungnicht zu achten , und die von ihr genehmigten Proto⸗kolle ſeyen gleichwohl nicht amtlich , und nicht zuver⸗laͤßig? daß aber der Herr geh . Hofr . Zachariaͤ , als erſolchen Vorwurf der Kammer machte , dabey die Yb -ſicht , die hohe Kammer zu beleidigen , nicht gehabtbabe , Daran zu zweifeln , tann mir bey meiner Hochach⸗tung fuͤr ſeine Perſon nie einfallen .

Bey dieſer Gelegenheit , da ich naͤmlich durch dieAufforderung genoͤthigt worden bin , noch einmal dasWort zu nehmen , will ich nachtraͤglich bemerken , daßich der hohen Kammernoch eine Eroͤffnung zu machenhabe , welche auch den einzig vorliegenden Grund der
Commiſſtonsvorſchlaͤge aufhebt . Buchhaͤndler Braunhat naͤmlich in einem an mich , als Gecretår der Ramzmer , gerichteten Schreiben , fein frå bereg Anerbieten algungeeignet und feinem kaufmaͤnniſchen Intereſſe zuwi —derlaufend aus reiflicherer Ueberlegung zuruͤckgenom⸗men .

( verliest Dag Schreiben )
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Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Fuͤrſten —
berg machen auf den G. 29 der Geſchaͤftsordnung auf⸗

merffam , und tragen demzufolge darauf - an , die Sache

an die Commiſſton zuruͤckzugeben zur fórmlihen Bes

gutachtung der Zachariaͤſſchen Motion .

Mehrere Mitglieder un terſtuͤtzen dieſen Antrag ,
der Frhr . v. Tuͤrkhe im mit dem einzigen Bedauern ,

daß das neue Schreiben von Braun erſt ſo ſpaͤt
der Kammer eroͤffnet worden ſey , indem dadurch die

ſeitherigen Debatten haͤtten abgeſchnitten werden koͤnnen .

v. Rotteck : Dieſes muß ich aufs Feherlichſte

widerſprechen . Nicht die Petition des Buchhaͤndlers ,

nicht ſein fruͤheres Anerbieten iſt der Gegenſtand der

Discuſſion , ſondern der Vorſchlag , unſere Proto —

kollsform abzuaͤndern . Die Erklaͤrung des Buch —

haͤndlers Braun kann keinen Einfluß auf unſern Be —

ſchluß in der Hauptſache haben . Sie muß von den

gemachten Vorſchlaͤgen lediglich getrennt bleiben . Wenn

einmal die hohe Kammer aus Sachgruͤnden ſich
fuͤr oder gegen jene Vorſchlaͤge entſchieden hat , ſo
wird ſich der Buchhaͤndler zur Ausfuͤhrung des Be —

ſchloſſenen ſchon finden ,

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt von Fuͤr⸗

ſtenberg : Was mich zu meinem Antrag veranlaßt

hat , iſt die Hoffnung , daß die kuͤnftigen Vorſchlaͤge
der Commiſſton ſich auf eine foͤrmliche Begutachtung der

fraglichen Motion , und nicht auf eine bloße Buchhaͤnd⸗

leršeingabe grånden . Der Wanfelmuth deg Buchhåndlers
fónnte ja leicht noch einen Dritten BorfHlag ang Lit
foͤrdern .

Frhr . v. Weſſenberg : Zwiſchen dem gemach—⸗
ten Antrage und der Verfaſſung beſteht in Beziehung
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auf Publieitaͤt der weſentliche Unterſchied darin , daßerfterer wng ziwar eine nidt amtliche Publicitår geſtat —ten , aber die amtliche nehmen wil , welche uns dochdie Verfaſſung gegehen und geſichert hat . Nun erachteich es fuͤr meine Pflicht , mich feſt an dag , wag dieVerfaſſang gab , zu halten , und ihm vor jenem Aretrage weitaus den Vorzug zugeben. Zuverſichtlich glaubeich alle Mitglieder der Hohen Kammer werden bierinmit mir eines Sinnes feyn .
Uebrigens halte ich much als Mitglied der ErſtenKammer verpflichtet , zweyen Behauptungen des Herrngeh . Hofraths Bachariå , die mir per Ehre dieſer HobenKammer allerdings ſehr nahe zu treten ſcheinen , feyer —lich zu widerſprechen . Die erſte Behauptung machtſie ihrem Weſen und ihrer Stellung nah zur Wider -ſacherin ver öffentlichen Meinung . Diep it die ErſteKammer nicht , ſo wenig als die zweyte .Die andere Behauptung erklaͤrt alle unſere bis —herigen Protokolle fuͤr untreu und unwahr . Dieß iſtein harter Vorwurf , der nicht nur das Secretariat ,ſondern auch alle und jede Mitglieder diefer Rammertråfe , wenn er begruͤndet waͤre . Wir alle truͤgen dieSchuld . Allein ich kann und muß feyerlich erklaͤren ,daß dieſer Vorwurf durchaus ungegruͤndet ſey .

Zahari : Durch die Erklärung deg Herm Hof-raths v. Rotteck , daß er mir nicht die Abſicht zutraue ,Verunglimpfungen gegen die Hohe Kammer aus zuſpre⸗en , iſt dieſer Streit beygelegt , und ich danke ihmdafuͤrz wenn aber der Hert Bisthumgyermefer y, Weſ⸗ſenberg ſolche in meinem Vortrage ebenfalls gefundenhaben will , ſo ſteht jedem daruͤber ein Urtheil frey.Ueber pie neuere Erflárüng des BuchhaͤndlersBraun ließen ſich vielleicht weitere Erlaͤuterungengeben ; aber þievon if mobi ſchon zu viel geſprochen .vrotokolle der L Rammer gr go .
3
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Ich trete dem Antrage bey , die Sache an die Com —

miſſion zur foͤrmlichen Begutach tung zuruͤckzugeben.

Der Frhr . v. Zyllnhardt tritt ebenfalls bey ,
mit wiederholter Verwahrung gegen die Meinung , als

haͤtte ſich die Commiſſion ihres Auftrags durch die

neulich geſprochenen paar Worte entledigen wollen .

Frhr . v. Berkheim : Ich habe von mehreren

Rednern gehoͤrt , daß ſie ſich im Namen der Kammer

gegen des Herrn geh . Hofraths Zachariaͤ Aeuſſerungen
verwahrt haben . So oft ſich Mitglieder im Namen

der Kammer gegen etwas verwahren , muͤſſen ſie die

Anſicht aller Mitglieder der Kammer genau kennen .

Ich habe in jener Rede des Hrn . geh . Hofraths Zacha⸗

riaͤ, deſſen Motion ich fruͤher unterſtuͤtzte , keineswegs die

Laͤſterung gefunden , daß die Erſte Kammer die Widerſache —⸗
rin der oͤffentlichen Meinung ſey , ſonſt wuͤrde ich ihr wi —

derſprechen ; wohl aber habe ich gehoͤrt , daß die Kam —

mer die oͤffentliche Meinung nicht fuͤrchten, nicht der

oͤffentlichen Meinung froͤhnen ſoll .
Was jeder ſeinem Eid nach vor Gott , ſeinem

Gewiſſen , vor ſeinem Regenten verantworten koͤnne,
das ſoll und muß er kuͤhn ausſprechen , und waͤre es

auch gegen die oͤffentliche Meinung . Was den Ge —

genſtand ſelbſt aber betrifft , ſo geſtehe ich , daß er

eine gang andere Wendung genommen hat , als er Ane

fang 3u haben ſchien . Eine Eingabe des Buchhaͤnd —⸗
lers Braun hat den Hrn . geh . Hofrath Zacharia zͤu ſeinem
Antrag veranlaßt ; ich habe dieſen Antrag unterſtuͤtzt ,
weil ih keine gefaͤhrliche Tendenz in demſelben wahr⸗
nehmen konnte .

Ich war und bin noch lebhaft uͤberzeugt , daß

unſere Protokolle blos darum ſelten geleſen ſind ,
weil ſie bisher zu weitlaͤufig waren . Die bisherige
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Redaction
mag daher wohl beybehalten werden , nurin

gedraͤngterer, zweckdienlicherer Form . Daß derBuchhaͤndler mit unferer Dis cuſſton vermengt werdenwuͤrde , habe ich nicht geglaubt , vielmehr , daß ſeinePetition bis zu Ende des xandtags werde zuruͤckgelegtund dann in Betracht gezogen werden .

35

FIrhr . y, Weſſenberg ! Nicht im Namen , ſon —dern zur Ehre der Hohen Kammer ſagte ich , daß ichmich verpflichtet finde zur Vertheidigung derſelben michgegen die Behauptungen des Herrn geh . HofrathsBachariå zu erklaͤren Bon einem Frohndienſt fuͤr dieoͤffentliche Meinung war nicht die Rede . Dieſer waͤreder Wuͤrde keiner von beiden Kammern angemeſſen .Aber auch der Stellung und dem Weſen keiner vonbeiden iſt es eigen , ihre Widerſacherin zu ſeyn .

Brýr . y. Berkheim : Nicht der Herr Bigsthums verweſer , fondern ein anderer Rſedner hat ſich imRamen der Hohen Kammer verwahrt .

v . Rot teck : Wenn ich mich „ im Namen derHohen Kammer ”
verwahrte , ſo geſchah es in der Vermuthung , daß dieſelbe meine Anſichten theile . Sollteich mich darin geirrt haben , ſo waͤre der Irrthumwenigſtens verzeihlich.

Auf die vom Hohen Praͤſtdium gehaltene Um -frage erflårte fih die Kammer ( aegen g Stmmen ) mitdem Antrag Gr , Durchlaucht des Herrn Fuͤrſten
v.

Fuͤrſtenberg , einverſtanden ,
daß die Sache der Commiſſton zur foͤrmlichen Be —⸗gutachtung zuruͤckgegeben werden folle,Ñiermit wnrde die Sitzung geſchloſſen.

Zacharlaͤ
v. Rotteck .
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Commiſſions⸗ - Bericht
uͤber

den Geſetzent wurf , nach welchem der Sag

2154 des Landrechts auſſer Kraft geſetzt

werden ſoll .

Erſtattet

von dem geh . Hofrathe Zachariaͤ .

Die Regierung hat der zweyten Kammer den

Entwurf zu einem Geſetze vorlegen laſſen , durch wel -

ches der Satz 2154 des Landrechts auſſer Kraft ge⸗

fegt werden fol - Die zweyte Kammer hat diefen Ge -

fegentwurf unveråndert angenommen . Hierauf ift er

an die Erfe Kammer gelangt , und von diefer zur

Begutachtung an die Commiffion verwiefen worden , in

deren Namen ich zu berichten die Ehre habe ,

Cine furze Darfelung und Pråfung der Grånde ,

auf welchen der Satz 2154 beruht , wird hinreichen ,
den Antrag auf Annahme des vorliegenden Geſetzent⸗

wurfes , uͤber welchen ſich die Commiſſton vereinigt hat ,

zu rechtfertigen .
Bekanntlich ſind nach unſerm Landrecht ( und

nach dem Code Napoleon ) Vorzugs - und Unterpfands⸗

rechte ( Privilegien und Hypotheken ) in der Regel nur

in ſo fern gegen dritte Perſonen guaͤltig, als

ſie in die zu haltenden oͤffentlichen Pfandbuͤcher ein⸗

getragen ( inſeribirt ) worden ſind ; es geht alſo z. B .

in einem Gante nicht das fruͤher beſtellte , ſondern
dag fruͤher eingetra gene Unterpfandsrecht den uͤbri⸗

gen vor .

Von Rechtswegen nun folte die Eintragung der

Vorzugs - und Unterpfandsrechte die Wirkſamkeit , die
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ſie uͤberhaupt der Eintragung verdanken , ſo langegewaͤhren, als dieſe Rechte an und fuͤr ſich beſtehen ,mit andern Worten , eg folte pon Rechtswegen uͤber⸗all keine Erneuerung der einmal geſchehenen Ein -
tragungen nothwendig : fen , Denn warum die Glåuzbiger zur Wiederholung einer Foͤrmlichkei anhal⸗ten , welche , auch wenn ſie nur einmal beobachtetwird , ihrem Zwecke ( dem Zwecke , den Vorzugs undUnterpfandsrechten Offenkundigkeit zu geben ) ſattfamentſpricht ? Warum fo die Glaͤubiger der Gefahreines Verluſis Preis seben , wenn fie fih an derErneuerung verſaͤumten ?

Gleichwohl verordnet der 2154te Gag des Land -rechts :
„ Die Eintragungen bewahten das Unter —
pfands⸗ und Vorzugsrecht zehn Jahre langvon dem Tage an , da ſie geſchehen ; ihreWirkung : ( d. h. die Wirkung der Eintragun⸗gen ) erloͤſcht, wenn ſolche vor Ablauf dieſerFriſt nicht erneuert werden . “

Er verordnet alfo , dap man eebor Ablauf - von ro Fahren erneuern muf , mwennfie ihre Wirffamfeit behalten , alſo z. B . dem Unter -pfandsrechte das Datum der urſpruͤnglichen Eintragungbewahren ſoll . Sind dieſe 10 Jahre abgelaufen ,ohne daß eine Erneuerung geſchah , ſo fann zwar tasBorzugg - oder Unterpfandsrecht, wenn es andersſonſt noch beſteht , wieder von Neuem eingetragenwerden . Aber die rechtlichen Wirkungen dieſer neuenCintragung find gang ſo zu beurtheilen , als ob dasecht vorher noch nie eingetragen worden wåre . Wirerinnern nur noch beylaͤufig; daß ſich der Satz 2154uͤberall nicht auf eine Erneuerung der Recht s u r⸗e deg Borgs - oder Unterpfandsrechts , ſop⸗ganz allein auf die Erneuerung der Inſcrin —

Eintragung

dern
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tion bezieht . Der titulus und inscriptio hypothecae
find pier , fo wie Åberhaupt , wefentlih von einander

verfichieden . Die Grúnde , die man bey der Mbfofung
deg Code Napoleon ( dag Landrecht ftimmt Hier mit dies

ſem Geſetzbuche woͤrtlich uͤberein) in dem franzoͤſiſchen
Staatsrathe , damals derjenigen Behoͤrde des fran —
zoͤſiſchen Reichs , von welcher die Faſſung der Geſetze
ſonſt ausſchließlich in Berathung gezogen wurde , fuͤr
diefe den Grundſaͤtzen des Rechts keineswegs entſpre⸗
chende Vorſchrift anfuͤhrte , waren folgende :

Erſtens : es ſeye zu fuͤrchten, daß wenn die

Eintragungen nicht von Zeit zu Zeit zu erneuern

waͤren, die Auffindung und Beurkundung der aͤltern ,
beſonders in groͤßeren Bezirken ſchwer , ja kaum moͤg—
lich ſeyn wuͤrde , daß alſo ſonſt das ganze Werk nach
Jahren in die groͤßte Unordnung gerathen muͤſſe.

Zweytens : es koͤnnten in aͤltern Eintragungen
Verfaͤlſchungen leichter gemacht , ſchwerer entdeckt

werden .

Zufolge dieſer Gruͤnde enthaͤlt alſo der Satz
2154 in der That eine polizeyliche Maaßregel .
Das Recht der Glaͤubiger wird von einer Bedingung
abhaͤngig gemacht , und eben dadurch weſentlich gefaͤhr⸗
det , weil man es gegen andere und zufaͤllige Gefah —
ren in Schutz nehmen wollte . Man hielt dieſe Gefah —
ren får dringend , dag Gegenmittel fuͤr unentbehrlich .

Um nun diefe Gründe şu entfrâften , brauchen
wir þier niht auf die fo fmwierigeund fo weitgreifende
Unterfuchung einzugehen : Wie weit fich das Gebiet der

Polizengewmalt úberhaupt und in Beziehung auf die

Verhaͤltniſſe des buͤrgerlichen Rechts erſtrecke .
Sondern es liegt ſofort am Tage , daß man den Ge —

fahren , welche man durch den Satz 2154 vorbeugen
wollte , eben ſo wohl und zwar unbeſchadet des Rechts
der Glaͤubiger durch eine zweckmaͤßige Einrichtung der
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Grund - und Pfandbuͤcher begegnen kann ; daß dieſeGefahren noch uͤberdies , wegen de — geringern Umfangsunſerer Pfandſchreibereyen , und

uͤberhaupt wegen derOrganiſation dieſer Behoͤrden bep ung weniger alg inFrankreich zu fuͤrchten ſind , daß Verffentlicher Urkunden wenigſtens be
ſeltenen Ausnahmen

gehoͤren,

aͤlſchungen oͤf⸗
y uns zu den hoͤchſt⸗

daß die Vollziehung desSatzes 2154 mit bedeutenden Arbeiten und Koſten ver⸗bunden ſeyn wuͤrde .
Allerdings mag es rathſamſeyn , die Pfandbuͤcher von Seit gu Beit einer Revifionzu unterwerfen , oder zu verordnen , daß , ſo wie einGrundftuͤck veraͤuſſert wird , die auf daſſelbe geſchehe⸗nen Eintragungen erneuert werden ſollen . Allein derSatz 2154 ſteht mit einer Maaßregel dieſer Art inkeiner oder wenigſtens nur in einer ſehr entferntenVerbindung . Gruͤnde anderer Art koͤnnen fuͤr die Auf⸗hebung des Satzes 215354 aus den Eigenthuͤmlichkeitenentlehnt werden , welche das Badenſche Hypothekenweſenvon dem Franzoͤſiſchen unterſcheidet . Gar manches iſtin der Wirklichkeit anders , als es nah dem andsrecht oder dem Code Napoleon fepn folte , Nohkaͤmpft das Alte mit dem Neuen . Die Vollziehungdes Satzes 2154 koͤnnte leicht zu neuen Verirrungenund Verwirrungen obren , — Jedoch von dieſerSeite iſt der Entwurf ſchon in der andern Kammerſattſam gepruͤft worden .

Es iſt dah
ſetzentwurf , wel —cher den Satz

t $ aufer Kraft fest ,auf dag Vollkommenſte in dem Rechte und - der Billig -feit gegruͤndet. Eg koͤnn

er der vorliegende Ge
2154 deg Landrech

te ferner der Hauptſatz desnur das , was an fih Rechtens iſt ,wieder herſtellt, und , bewandten Umſtaͤnden nach , nur
den Dermalmaligen Zuſtand der Dinge qunbedenklich zugleich auf die

ufrecht erhaͤlt ,
det werden . Bergangenpeit angewene0 twie uͤbrigens der Satz 2154 des
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Landrechts in dem Syſtem unſeres Pfandrechts ve r⸗

einzelt da ſteht , ſo kann er auch unbeſchadet dieſes

( in ſeinen Grundlagen gewiß zweckmaͤßigen) Syſtems

einzeln aufgehoben werden .

Nur die Wortfaſſung des Entwurfs laͤßt einiges

zu wuͤnſchen uͤbrig. Denn das ganze Geſetz koͤnnte

in ben Satz zuſammengedraͤngt werden :

„ Der Satz 2154 des Landrechts iſt auſſer Kraft

geſetzt , als ob er nie in Kraft geweſen waͤre. “
Jedoch da das Gute auch in einer nicht vollkom⸗

menen Geſtalt willkommen iſt , da ein Verbeſſerungs⸗

Vorſchlag , welcher ſich auf die Wortfaſſung bezoͤge ,

um fo unerfrenliher ſeyn wuͤrde , weil er , pon der

Kammer gebilliget , nach der Lage der Verhandlungen

zu Weiterungen fuͤhren muͤßte , ſo glaubt die Com⸗

miſſion nicht , der Ruͤge dieſes Mangels eine weitere

Golge geben zu dårfen , Gie rihtet vielmehr ihren

Antrag unbedingt
:

auf die Annahme des Geſetzentwurfes .

de
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aiai
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—— DAELE >ber die Mittheilung der zwepten Rammerdie Aufhebung des Hauſirhandels
betreffend .
Er ſtatt ti

von dem Hofrath v. Rotteck .

— —

Von Ihrer Commiſſton beauftragt , uͤber die Mit -theilung Der zweyten Kammer ; die von derſelben be —ſchloſſenen Bitte an Se . Koͤnigliche Hoheit , den Groß⸗herzog , um gleichbaldige und gaͤnzliche Abſchaffung desHauſirhandels betreffend , Bericht zu erſtattemſammle ich die ſich hier darbietenden Betrachtungenunter folgende Geſichtspuncte
1) Iſt der Beſchluß der zweyten Kammer begruͤn⸗det durch das Inter eſſe oder durch das Recht derbandeltreibenden Klafſſe ?2 ) oder durch dag Intereſſe des eon ſfum i⸗renden Publikums ? oder endlich) durch polizeyliche Vorſicht gegen Dieb⸗

ſtahl und
Gaunerey

ie
Commiſſion glaubt dieſe Fragen alle mit nein !beantworten zu muͤſſen , und rechtfertigt ihre Anſicht in

Ruͤrze mit folgendem:



I Der Nachtheil , der aug dem Haufiren Von Inn⸗

und Auslaͤndern dem einheimiſchen Gewerbs — und vor⸗

zuͤglich dem Handelsſtande zugehen ſoll , iſt zwar vielfaͤl⸗

tig in mehreren ſchon 1819 an die zweyte Kammer gë

kommenen Petitionen , ſodann in dem daruͤber erſtatte⸗

ten Commiſſionsbericht ( Verh . der zweyten Kammer

von 1819 Heft X. Seite g0 ff . ) nicht minder in der

daruͤber 1820 gepflogenen Discuſſton ( Verh . v . 1820

Heft I . Seite 144 ff ) endlidh auch heuer in Der Be

richtserſtattung und Discuſſion uͤber eine verbeſſerte

Gewerbsordnung —woraus eben der vorliegen —

de Antrag hervorgegangen — ( Herhandlungen der II.

Kammer von 1822 . Band 5. S . 180 ff . ) geſchildert
und beklagt worden ; allein , wie Ihrer Commiſſion

duͤnkt , theils uͤbertrieben , theils ohne rechtliches
Gewicht . Denn nicht ob der Haufirhandel den wirk⸗

lich vorhandenen Handelg - und Gewerbsleuten
vortheilhaft oder nachtheilig , ſondern ob er der G e

ſammtheit allernaͤchſt alſo dem conſumirende !

Publikiu m nuͤtzlich oder ſchaͤdlich ſey ? muß hauptſaͤch⸗

lich gefragt und zum Beſtimmungsgrunde der Entſchei⸗

dung genommen werden . Denn mit nichten iſt da

Publikum des Handelsſtandes willen , fondern der Haw

delsſtand , wie jede andere Klaffe von Staats buͤr⸗

gern , der Geſammtheit willen da , d. h. kein Stand

kann zu ſeiner beſondern Beguͤnſtigung ein Opfer por

einem Andern oder gar bon . allen Uebrigen fordern !

und vorzuͤgliche Beruͤckſichtigung , Aufhuͤlfe oder be ſon

dere Unterſtuͤzung von Seite der Geſammtheit wird

er nimmer als ein Recht in Anſpruch nehmen duͤrfel

ſond ern blos nach dem Maaß ſeiner Gemeinnuͤtzzig
deit und ſeines wahren Bedauͤrfniſſes von einer wohl

berechneten Politik erwarten duͤrfen ; in ſolchem ð

dhr

a

A

t

a

u



1 Sn

dD pors

sielfát -
er ge

rſtatte⸗

ammer

in Der

> 1820

er Be

beſſerte

liegen⸗

der IL

childert
miſſion

liches
n wirk⸗
euten

er G ”

enden

uptſaͤch⸗
ntſchei⸗

iſt das
er Haw

ats buůr⸗
Stand

fer o
orderni

p befor
it wih?

Dårfeh

nuͤtzig
* wob!

em $

TIT

aber niemals mit Beeintraͤchtigung einzelner Per —⸗fonen oder Klaffen , fonden nur rein oug denMitteln der Geſammthein Ein Anſpruch der Han —delg - und Gewerbsleute , daß Ihretwillen dieKlaſſe der Conſumenten ( oder auch eine Unterab⸗theilung ihrer eigenen Klaſſe , die Hauſirer ) an ih⸗rer natuͤrlichen Freyheit oder billigen BequemlichkeitEintrag leide , wäre eben fo ungerecht , alg wenn DerBauer fordern wollte , daf feinetmilten , damit - erdie Erzeugniſſe ſeines Bodens ſicherer an Mam —bringe , kein Kaffee und Zucker verkauft , keinReis eingefuͤhrt , keine Rumfordiſchen Suppen gestodt wirden , Auch giebt die Gewerbſteuer keinbeſonderes Recht ; denn der Grundbeſitzer zahlt ſeineſchwere Steuer nicht minder , und die Steuer iſt mitnichten der Ankaufspreis eines Rechts , ſondern blosdie Abtragung einer von der Beytragsfaͤhigrenabgeleiteten und durch dieſelbe in Maaß beſtimmtenuͤberhaupt aber nur fuͤr den allg emeinen Staats —fhug niht fuͤr ein beſonderes Vorrecht zu bezahleden Schuld .

Uebrigens waͤr

nz

e dag Princip - der Beſchraͤn —kung , welches im Verbot des Hauſirhandels ſich aus⸗ſpraͤche, in ſeiner weitern Anwendung ( und wo waͤredie ſtreng zu bezeichnende Graͤnze ?) fuͤr den Handels⸗ſtand ſelbſt von der allergroͤſten ruͤckwirkenden Schaͤd⸗es waͤre im grellſten Widerſtreit mit dem vonGeiſt unſerer Zeit und von Millionen Stimmenſorderten Handels⸗ und Gewerbsfreyheit . Die Com⸗miſſton kann nicht bergen , daß die Gleichzeitigkeit desAntrags auf unbedingtes Verbot des Hauſirhandelsmit jenem auf herzuſtellende Gewerbsfreyheit ſte in ei —nige Berwunderung geſetzt hat , beſonders da fie aug

gefor



den Protokollen der zweyten Kammer erſah , daß eben

die Verhandlungen uͤber die Gewerbsfreyheit

der Anlaß zu jenem — mit dem im Jahr 1820 gefaß⸗

ten Beſchluß derſelben zweyten Kammer in Widerſpruch

ſtehenden Antrage gegen den Haufirhandel gegeben und

daf fonach niht im Wege einer gefonderten Motion

fondern auf eine gelegenheitliche Anregung

der zur Begutachtung der —

ten Commiſſion der vorliegende Beſchluß zu Stande ge⸗

kommen .

. , Von dem zweyten Standpunet des In⸗

tereſſes der Conſumenten oder des Publikums be —

trachtet , fien der Hauſirhandel vielen niht minder

verwerflich als von jenem des Handelsintereſſes . Durch

die Hauſirer , ſagt man , werde manch unwiſſender oder

leichtſinniger oder ſchwacher Familienvater zum An—⸗

kauf von ſchlechter ihm unnoͤthiger , blos fuͤr den Luxus

dienender Waare gereizt , genoͤthigt , beſchwatzt . Das

Geld , das er fuͤr den Steuereinnehmer haͤtte zuruͤckle⸗

gen ſollen , gebe er dem verſchmitzten oder zudringli —

chen Hauſirer hin .

Durch Hauſirer ſchleiche der Luxus und eitle Luſt

in die aͤrmſten Huͤtten .

Etwas Wahres liegt allerdings in dieſen Betrach⸗

tungen ; aber ſie beweiſen zu viet , mithin nih tó .

Wenn es gefaͤhrlich iſt , daß der Buͤrger durch Kunde

oder Anblick oder Lobpreiſung von Waaren zum Kaufe

gereizt werde , wenn ſein Intereſſe darin beſteht , in

keine Verſuchung gefuͤhrt zu werden , etwas , das nicht

ehen dringendes Beduͤrfniß iſt , ſich anzuſchaffen , odel

zu genießen , ſo muß man auch Aber alle andere W

fatten und Einrichtungen , welche Kaͤufer und Conf

menten herbeploden den Stab brechen . Man mug dani
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feine Intelligenzblaͤtter , keine Waarenausſtellung und
Jahrmaͤrkte, keine Austheilung von empfehlenden Kund -
machungen , keine Tanzmuſik , keine Reſtaurationshaͤuſermehr dulden . Wie mancher wird dadurch zu Ausga⸗ben gereizt , die im Mißverhaͤltniß mit ſeinem Vermoͤ⸗
gen ſtehen ? Die Luͤſternheit bedarf heut zu Tag derHaufirer niht , um Gegenſtaͤnde des Begehrens aufzu —finden ; ein ſchwacher , der Eitelkeit der Familiengliederdienſtbarer Hausvater wird zu Grunde gehen ohne ſie .

Dagegen iſt die erleichterte oder vermehrte Be —
kanntmachung von Verkaufsgegenſtaͤnden, die vergroͤßerteBequemlichkeit und vervielfachte Gelegenheit des An —kaufs , ein wahrer Vortheil fuͤr alle Verſtaͤndigen , undes waͤre ungerecht , ihm denſelben zu entziehen ,um ei —niger Unverſtaͤndiger willen , die man ja , wenn es Noththut , unter eine ſpecielle Bevormundung ſetzen kann .Es mag auch gegen die mitunter eintretende Ueber —
vortheilung durch Hauſirer gegen den Geldverluſt durchmehreren Einkauf der Gewinn in Anſchlag zu bringenſeyn , der durch die groͤßere Wohlfeilheit der Waare , unddurch Erſparung von Nebenkoſten ( als Zeit⸗ und Geld -aufwand bey Beſuchen von Jahrmaͤrkten und entfern⸗teren Staͤdten ) fuͤr den Kaͤufer entſteht .

So viel inzwiſchen mag zugegeben werden , daß,obſchon die dargebotene Notis von Verkaufs⸗Artikelnund die vermehrte Bequemlichkeit des Ankaufseine Wohlthat fuͤr die Conſumenten iſt , ſie ſolches dennoch zu ſeyn aufhoͤre , ſobald dabey der Freyheitderſelben Eintrag geſchieht . Ich wuͤnſche wohl , zuwiffen , wag uͤberall fuͤr meinen Sebrauch oder meineLuſt dienliches feil ſey , und freue mich der bequemenGelegenheit der Anſchaffung ; aber ich will derZudringlichken der Verkaͤufer enthoben ſeyn , die
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mich allzuteicht gegen meinen maren Willen zum Kaufen

noͤthigt , ausBarmherzigkeit aus falſcher Schaam , oder um

der Ueberlaͤſtigen los zu werden . Es iſt hier faſt wie beym

Allmoſengeben . Der Mildthaͤtige will wohl die Kunde ha⸗
ben von den Huͤlfsbeduͤrftigen im Kreiſe ſeines moͤgli⸗

chen Wirkens , er freut ſich auf kurzem Weg , opne

Umſtaͤndlichkeit und Nebenverluſt ſeine Gabe an Mann

bringen au koͤnnen ; aber er will nicht uͤberlaufen und

gedraͤngt ſeyn von ungeſtimmen Bettlern , denen er mehr

nur aus Zwang als aus freyer Milde ſeine Gabe

ſpendet . Wenn die Polizey mich durch das Verbot

des Bettelns von ſolcher Noͤthigung befreyen darf

und ſoll , ſo moͤchte etwas Aehnliches — nur im gerin -

geren Maafe — auch von Haufirern gelten ; aber es

waͤre hiernach Dag ufferte , was gegen fie zu verfuͤgen

waͤre , daß ihm , bey unbeſchraͤnkter Freyheit des An⸗

bots durch Ausſtellung , Ausrufen und Her —

umtragen in Straßen , der Eintritt in die Haͤu —

ſer ſelbſt , ohne hineingerufen zu ſeyn , unter —

ſagt wuͤrde .

Dieſes Verbot auf keinen Fall ſchwerer zu hand⸗

haben als ein Verbot des Bettelns , wuͤrde freylich —

wie eben dieſes Bettelverbot , bey vereinzelten Haͤuſern

und Weilern wenig Anwendung finden : aber ſoll , da man

doch fuͤr ſolche Haͤuſer keine beſonderen Geſetze geben kann ,

um ihrerwillen das Princip der allgemeinen Geſetzgebung

geaͤndert werden ? Der Polizey bleibt uͤberlaſſen ,

die hier ſich zeigenden Gefahren nach Thunlichkeit ab —

zuwenden .
III . Dieſer dritte polizeyliche Geſichtspunct

iſt nun allerdings der wichtigſte von allen . Inſofern

das Hauſiren als Freybrief zum Gaunerleben oder als

Deckmantel der Dieberey dienen kann , nimmt es die
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Wachſamkeit der Regierung in Anſpruch , und unter⸗liegt alfen Beforánfungen , welche die allgemeine Si⸗berheit gebietet . MUP aber darum alegfehlechterdingg verboten werdén 2 Oder genuͤgen nichtvielmehr die Beſtimmungen des Gefegeg v, zI . Sept .18152 Ihre Commiffon , Hohzuverebrende Herrn ,glaubt dag legtere , und rechtfertigt ibre Anſichtdurcheine furze Hinweifung auf den Fnhalt jeneg Geſetzes .Daſſelbe , unter Aufſtellung der Regel des Verbots , gewaͤhrt den Haufirhjandel nur ausnapmeweiſe . Allerdings ein ſehr ſtrenges Princip , welchesnach dem bisher Gefagten eher einer Milderungals einer Schaͤrfung beduͤrfte, beſonders da unterfeinen Motiven nihë blos die polizeyliche Ruͤck—ſicht , ſondern auch die auf den Erwerb der beredatigten innlaͤndiſchen Handels⸗und Ge -werbsleute — eine nach der Obigen ſehr zweydeu—tigen Ruͤckſtcht —
ausdruͤcklich ſteht .

Ausnahmsweiſe und zwar ohne Loͤßſung einesErlaubnißfcheins duͤrfen die gewoͤhnlichen Lan —desproducte , als Markt-Victualien , Sand , Obſtbaͤume,innlaͤndiſche Mineralwafer u, dal . haufirend verkauftwerden , gegen welche Gewaͤhrung ſelbſt der in derzweyten Kammer erſtattete Commiſſionsbericht keineEinwendung erhebt , obſchon vielleicht gerade hier , we —enoe naea aug auf foon verarbeitete Vinneeintge naͤhere polizeyliche Aufſicht nicht uͤberfluͤſſig feynduͤrfte .
Fuͤr kinige andere Artikel und die abermalsmit ſorgfaͤltiger Wahrung des Intereſſleute beſtimmt ſind —- kann die Erlaun bnif gum Hau -firen theilg an Inlaͤnder, beſonders an Schwarz waͤl⸗der und Odenwaͤlder , theils an Auslånder — an diefelegten jedoch nur durchdag Miniſteriu m —ertheilt weren ; es muͤſſen ſich aber die Perſonen , welcheſolcheErlaubniß erhalten woken , zuvor über ihre Seimathuber ibre Handels - und GemwerbsbefugniffeUNON Oer Foren Leumund hinreichend auszuweiſenvermoͤgen. it Spezereywaaren , Arzneyen und Druckſchriften zu hauſtren , iſt unbedingt verboten ,arf diefe Beſchraͤnkzu

uͤberzeugen, daß dadurchfuͤ
ungen nur leſen , um ſichr bie allgemeine Gier
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heit genuͤgend und fuͤr das Inkereſſe der Handelsleute

felbſt mit Aengſtlichkeit , geſorgt iſt .

Die ſchon unterm 23 . Juny 1817 erlaſſene Ver —

ordnung wegen der in Ruͤckſicht der Schwarzwaͤlder

Fabrikate anzuordnenden Stempelung und weitern Con⸗

rolle , endlich die unterm 8. Maͤrz 1821 in Erfuͤllung
der von beiden Kammern im J . 1820 an Se . Koͤnigl . Ho —

heit gethane Bitte um Strafſanction fuͤr die Hauſirge⸗

fetze — ergangenen Poͤnalverfuͤgungen laſſen wahrlich
—in der vernuͤnftigen Vorausſetzung , naͤmlich , daß ſie

gehandhabt werden — den Gegnern des Hauſirhan —
deis keinen billigen Wunſch mehr uͤbrig, und es iſt da —

her Ihre Commiſſion der Meinung , daß eine noch groͤ⸗

ßere Beſchraͤnkung , als die bereits beſtehenden Anord⸗

nungen enthalten , nicht pom Guten waͤre . Indem Ih⸗
re Commiffion hiernach in Anſehung des Hauſirhan —
dels der milden Anſicht beytritt , muß ſie gleichwohl er —

klaͤren , daß ſie folches keineswegs blos zu Gun —

ſten des Schwarzwaldes thue , deſſen Intereſſen da —

bey von mehreren Rednern der zweyten Kammer ganz

vorzugsweiſe als Rechtfertigungsgrund einer gleichen
Anſicht urgirt wurden . Waͤre der Hauſirhandel einer

guten Handels - oder polizeylichen Ordnung ſchlechter⸗
Dings entgegen , fo duͤrfte man ihn auch nicht zu Gun —

ſten der Schwarzwaͤlder oder der Odenwaͤlder erlau⸗

ben , denn man kann von allén Buͤrgern , alſo auch von

den Schwarzwaͤldern fordern , daß ſie auf eine ſowohl
den wohlerworbenen Rechten der uͤbrigen Buͤrger ( hier

alſo nach obiger Vorausſetzung der Handelsleute ) , als

der allgemeinen Sicherheit unnachtheilige Weiſe , ſich er⸗

nåhren , und ein unfruͤchtbarer Boden begruͤndet keine

Prårogative des buͤrgerlichen Rechts .

Nach allem dem traͤgt Ihre Commiſſion darauf an ,

daß eine Hohe Kammer der von der zweyten Kammer

befchloſſenen Bitte um gleichbaldige und gaͤnzliche Mb -

ſchaffung des Hauſirhandels nicht beytreken , dagegen
die im gegenwaͤrtigen Bericht ausgeſprochenen Grund —

ſaͤtzen und Anſichten als maaßgebend fuͤr eine etwa

kuͤnftig zu revidirende oder modificirende Geſetzgebung
uͤber den Hauſirhandel anerkennen moͤge.

Ma
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Beylang e Ziffer 122.

Commiſſionsbericht

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer

wegen Aufhebung des Neubruchszehntens .

Erſtattet

von dem

geh . Hofrath Zachariaͤ .

Die zweyte Kammer hat in der Sitzung vom 20 .

* d. J . den Beſchluß gefaßt , Se . Koͤnigl . Hoheit
hrfurchtsvoll um die Vorlage eines Geſetzentwurfes zu
itten , wodurch

1) die unentgeltliche Aufhebung der Zehnten von

kuͤnftigen Neubruͤchen mit Ausnahme derer , wel -

che auf privatrechtlichen Erwerbstiteln beruhen ,
verordnet , auch

—

—

o

a

|

—

—

——
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2) dieſe Beſtimmung auf diejenigen Neubruͤche

ausgedehnt werde , welche gegenwaͤrtig in den

Freyjahren ſich befinden , jedoch mit gleichmaͤßi⸗

ger Ausnahme derer , welche ſich auf privatrecht⸗

liche Erwerbstitel gruͤnden .

Dieſer Beſchluß iſt der Erſten Kammer mitgetheilt

und von dieſer an die Commiſſion , in deren Namen ich

zu ſprechen die Ehre habe , zur Berichtserſtattung abge⸗

geben worden .

ET

Die Aufgabe , zu deren Beantwortung der vorlie⸗

gende Beſchluß der zweyten Kammer auffordert , ſteht

in einem weſentlichen Zuſammenhange mit der Allge⸗

meinen :

Ob und durch welche Mittel der Grund und Bo⸗

den des Landes von den Zehnten zu entlaſten

ſey ?

Wir erinnern an dieſen Zuſammenhang , nicht um

auf die allgemeinere Frage hier einzugehen ( ſchon auf

dem Landtage vom Jahr 1819 iſt dieſe vielſeitig eroͤr⸗

tert worden ) , ſondern damit es uns vergoͤnnt ſey , die

Bearbeitung der vorliegenden beſonderen Aufgabe , die

Reſultate der fruͤheren Berathung voraugfegend oder

andeutend , deſto mehr abzukuͤrzen .

§. 2 .

Beyde Kammern waren im Jahr 1819 daruͤber ein⸗

verſtanden , daß man auf die Befreyung des Landes
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von der Zehntlaſt ernſtlich Bedacht zu nehmen habe .
Nur uͤber die Art , wie dieſer Zweck dem Rechte und
der Billigkeit gemaͤß zu erreichen ſey , waren ſte getheil —
ter Meinung . Die Kommiſſion darf annehmen , daß
auch jetzt noch uͤber die Vor⸗ und Hauptfrage dieſelbe
Einhelligkeit der Meinungen herrſche . Mag auch
urſpruͤnglich und vor Zeiten fuͤr die Zehnten , als Ab —
gaben oder Privatlaſten , noch ſo Vieles geſprochen haz

ben , anders iſt das heutige Syſtem des Staats , und des

Privathaushalts . Much verdient die Zehentfreyheit , die
in Frankreich , dem Nachbarlande beſteht , von uns in

mehr als einer Hinſicht bey dieſer Frage beachtet zu
werden ,

- 3

Cine weitere Frage , welche auf dem Landtage deg
Jahrg 1819 aufgeworfen wurde , ( fie fommt dermalen ,
nach Maaßgabe des vorliegenden Beſchluſſes , ganz
vorzüglich in Betrachtung ) war die : Db man die Zehn-
ten gu den óffentlihen Lafen und Abgaben zu
rechnen , oder unter die Laften deg Privatrechts zu
zaͤhlen habe ? Sie wurde damals nach verſchiedenen
Anſichten beantwortet . Und die Commiffion wårde auf
diefe Berfepiedenheit hier weiter einzugehen haben ,
wenn nicht das Badenſche Landrecht , Da , wo eb von
den Zehnten handelt , får die Beftimmung Der rechtlichen
Natur der Neutru s zehnten einen feſten Rechtsbo —
den darboͤte .

Nach dieſem Landrechte iſt das Recht , den Zehnten
von Neubruͤchen zu fordern , bald ein Recht , welches
auf dem Geſetze , bald ein Recht , welches auf einem
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beſondern oder einem privatrechtlichen Titel beruht .

( LR. S . " Ioba 7robb ) In dem erſten Falle koͤnnen die

Zehnten als eine Art der oͤffentlichen Laſten oder Abga —

ben betrachtet werden .

Rraft Gefezeg fann I ) der Ortsherr , d. h. in der

Sprache des Landrechts , nach der Verſchiedenheit der

Faͤlle , der Landesherr oder der Standesherr oder der

Grundherr den Neubruchzehnten fordern . ( LR. S . 710ba )

Kraft Geſetzes kann 2) der Ortspfarrer , wenn er den

kleinen Zehnten auf der Gemarkung hat , dieſen auch

pon den Neubruͤchen erheben ( LR. S . 7106b 6. . ) .

Nach dem Rechte der katholiſchen Kirche gebuͤhrt der

Neubruchzehnte ſammt dem alten kraft Geſetzes dem

Pfarrer . Jedoch faſt uͤberall waren die Pfarrer aus dem

Beſitze des Neubruchzehntens von dem Biſchoffe oder

von dem Landesherrn verdraͤngt worden . Hoͤchſtens in

dem Beſitze des kleinen Zehnteng Hatten fie fich zu ers

balten vermocht . ( Vergt . Dürr de parocho a perceptione

decimarum novalium in Germania excluso . ) So ent —

ſtanden die Vorſchriften unſeres Landrechts uͤber die

Neubruchszehnten . Aehnmlich en Grundſaͤtzen ( nicht

ganz den ſelben ) war ſchon das Standesherrlichkeits⸗
Edikt vom Jahr 1807 6. 46 . lit . . , und das Grund⸗

herrlichkeits - Edikt von demſelben Jahre §. 18 , lit . b.

gefolgt .—Wir wollen uͤbrigens nicht beh aup —

ten , daß das Landrecht , indem es den Neu —

bruchszehnten dem Ortsherrn zutheilte , in

allen Theilen des Landes nur das ſchon

beſtehende Recht beſtaͤtigte .
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Wenn nun der vorliegende Beſchluß der zweyten
Kammer nur auf die unentgeltliche Aufhebung derjeni —
gen Neubruchszehnten antraͤgt , welche nicht auf pris
Vatrechtlichen Erwerbgtiteln beruhen , fo geht er offenbar
auf diejenigen Neubruchszehnten , welche nach dem Ob
gen kraft Geſetzes bezogen werden , mit andern Wor —
ten auf die , welche die Eigenſchaft oͤffentlicher La —
ſten oder Abgaben haben . So wie aber eine jede
Verbindlichkeit auf dieſelbe Weiſe wieder aufgehoben
werden kann , wie ſie begruͤndet worden iſt , ſo kann auch
diefe Berbindlichfeit , die Berbindlicdhteit in den gefeg -
lich beſtimmten Faͤllen ( S. . ) den Neubruchszehnten zu
entrichten , eben ſo durch das Geſetz gelöst werden , wie
ſie durch das Geſetz auferlegt worden iſt . Und da wir
Von der Vorausſetzung ausgegangen find und ausgehen
durften , daß der Zehnte uͤberhaupt , wenigſtens als
eine Art der oͤffentlichen Ab gaben verwerflich ſey ,
ſo ſcheint die Beantwortung der vorliegenden Aufgabe
keinen weitern Schwierigkeiten unterworfen zu ſeyn ,
ſo ſcheint die Antwort nu dahin ausfallen zu koͤnnen,
daß der Antrag der zweyten Kammer wenigſtens im

Algemeinen die vollſte Zuſtimmung verdie ne. Wie

koͤnnte es , ( abgeſehen einſtweilen von den beſondern
Rechtsverhaͤltniſfen der Standes - und der Grundherrn
und der Geiſtlichkeit, ) bedenklich gefunden werden , eine

oͤffentliche Abgabe und zwar eine hoͤchſtlaͤſtige und
eine noch dazu wenig eintrågliche aufzuheben ?

Saga

Sn der That wirde aud die Kommiſſion zu die —
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fem Refultate gelangt feyn , und demfelben gemaͤß,

ihren Antrag geſtellt haben , wenn ſie ſich haͤtte uͤber⸗

zeugen koͤnnen , daß man den Neubruchszehnten als

eine fuͤr ſich beſtehende Abgabe und nicht vielmehr

blos als eine Art der geſetzlichen Zehnten uͤberhaupt ,

oder nur als eine Anwendung des Grundſatzes der

allgemeinen Zehntpflichtigkeit der Grundſtuͤcke zu

betrachten habe .

Aber gerade die letztere Anſicht ſchien ihr den Vor —

zug zu verdienen , oder die allein richtige zu ſeyn .

Es iſt wahr , daß der Zehnte , welcher von bisher

unbebauten Grundſtuͤcken , fo wie fie in Bau genom :

men werden , erhoben wird , in Dem inne eine bez

fondere Mrt von Abgaben iſt , daß dieſer Zehnte nur

bedingungsweiſe , und nur unter einer von dem Zehnt —

pflichtigen ſelbſt abhaͤngenden Bedingung erhoben merz

den fann , daf er big zum Cintritte dDiefer Bedingung

ruht , und big Dabin mehr die Eigenfchaft einer Hoff-

nung 4u einem Einfommen , als die eines ſchon wirk —⸗

ſamen und nutzbaren Rechtes hat ; woraus wiederum ,

wenn von der vorlåufigen Aufhebung oder Mbló fung
der Zehntpflicht die Rede iſt , mehrere Eigenthuͤmlich⸗

keiten der Neubruchszehnten abgeleitet werden koͤnnen .

Aber eben ſo gewiß iſt es auf der andern Seite , daß

die allen und die neuen Zehnten ihrem Rechtsgrun —

de noch eine und dieſelbe Abgabe ſind , daß ſie auf

derſelben Art von Gegenſtaͤnden , und unter denſelben

Bedingungen haften , daß man zwiſchen beiden nur deß⸗

wegen unterſchieden hat , weil die Befugniß die Zehw

tew gu erheben , bey Neubruͤchen in mehreren Bezit ’
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Dungen nach befondern Regeln beurtheilt wird ; endlich
daf man nicht uͤber die Aufyebung des Neubruchszehn —
ten entſcheiden kann , ohne daß die Entſcheidungsgruͤn⸗
de zugleich auf die alten Zehnten anwendbar waͤren .

96 ;

Die Frage dürfte fich demnach fo felen :

Yf eg dem Rehte und der Billigteit gemaͤß,
eine im Ganzen verwerfliche Abgabe blos theil⸗

meife , dh . blog fo aufzuheben , daf nur

cin Theil der Steuerpflichtigen oder nur ein

Theil der Gegenſtaͤnde , welche unter dem

Prinzipe der Abgabe begriffen ſind , fuͤr die

Zukunft frey geſprochen werden ? Iſt es alſo

namentlich dem Rechte und der Billigkeit ge —

maͤß , die Bepnten blog in Beziehung auf

Neubruͤche aufzuheben ?

Von der Beantwortung di eſer Frage ſcheint uns

lediglich und allein das Urtheil uͤber den vorliegenden

Beſchluß der zweyten Kammer abzuhaͤngen .

—

Nun ſcheint uns die Maasregel einer theilweiſen

Aufhebung einer im Ganzen laͤſtigen Abgabe an ſich und

im Allgemeinen mit den Grundfågen deg NR edh ts faum

vereinigt werden zu fónnen . So wenig bey oͤffentlichen

Abgaben einer mehr alg der andere belaftet werden

fol , eben fo wenig fol einer vordem andern begùnftigt

werden, Der Privatmann fann diefelbe Shu dem

einen erlafen , von dem andern eintreiben . , Hber der

Staat mug , was er mit der einen Hand giebt , mit der

Mdern nehmen .

Y
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Der aufgeſtellte Grundſatz leidet gewiſſe Ausnah —

men ; die Frage iſt alſo wieder die : Ob bey den Neu —

bruchszehnten der Fall einer Ausnahme vorhanden ſey

Sig

Nun feint ung hier der Fall einer Ausnahme

nicht ſchon dadurch begruͤndet werden zu koͤnnen , daß

durch die Aufhebung von Neubruchszehnten das bishe —

rige oͤffentliche Einkommen nicht vermindert , ſondern

nur eine , noh dazu ungewiſſe , Vergroͤßerung dieſes

Einfommeng aufgegeben werde . Denn ein Verluſt fuͤr

die Staatskaſſe iſt die Aufhebung des Neubruchszehn —

tens doch allemal ; und waͤre dieſer Verluſt auch weni⸗

ger bedeutend , als er gleichwohl ſeyn duͤrfte , auf den

Reſchts grundſatz kann das auf keinen Fall Einfluß

haben .

oie

Audy darauf módhte man fich nicht berufen koͤnnen,

daß , wenn es auch unthunlich ſey , die Zehnten , die be⸗

reit erhoben werden , aufzuheben , wenigſtens das

Fortſchreiten des Uebels verhindert werden muͤſſe. Bey

dieſer Schlußfolge wird ſchon vorausge fegt , daf

die Aufhebung des Neubruchzehntens als cine parz

tielle WMaagregel vortheilhaft feh . Denn wie ? wenn

durch die Aufhebung des Neubruchszehntens die alten

Zehnten druͤckender werden ?

. 0 .

Sondern alles kommt wohl darauf an , ob die Auf —

hebung des Neubruchzehntens , wenn ſie ſchon nur eine

theilweiſe Aufhebung einer allgemeinen Abgabe iſt , den —

noch gewiſſe Vortheile und zwar ſo bedeutende gewaͤhre ,
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daf man dariber die Ungleichheit , welche cine Folge von

dieſer Maaßregel ſeyn wuͤrde , uͤberſehen koͤnne und

muͤſſe ?

Nun hat man zwar får dieſe Maasregel insbeſon⸗
dere angefúbrt , dag fie zu dem Anbaue wüͤſter Laͤnde “

repen peranlajfen und reizen werde , und fo den gand :

bau, diefe Hauptquelle deg óffentlichen und deg Privat -

wohlſtandes , ergiebiger zu machen verfpreche . Undin

der That wird und muß ſie dieſe Folge haben . Denn

ſie iſt , um die Sache kurz zu faſſen , eine Praͤmie
auf den Anbau wuͤſter Laͤndereyen .

— — —

Allein gerade in dieſem Grunde , welcher fuͤr
die fragliche Maasregel angefuͤhrt wird , liegt unſerm
Dafuͤrhalten nach⸗ die Hauptbedenklichkeit , welche ihr

entgegenſteht .

Wir wollen nicht bey der Frage verweilen , ob ,
und in wie fern es uͤberhaupt rathſam ſey , den Èr -

werbfleiß in gewiſſen Beziehungen und Richtungen durch

Praͤmien aufzumuntern . — Die Praͤmie , von der

hier die Rede iſt , muß insbeſondere die Folge haben ,
daß auch das aͤrmere Land , d. h. auch der

ſchlechtere Boden in Baugenommen wird .

Denn gerade diefer Boden iſt es im Durchſchnitte ,
welcher noch unbebaut iſt .

Mrun iſt es aber ſchon an ſich , ( und abgeſehen
einſtweilen von den dermaligen Zeitumſtaͤnden ) eine

ſehr bedenkliche Maaßregel , zum Anbaue aͤrmerer Laͤn⸗

ereyen durch Praͤmien aufzumuntern . Deun eine ſol —

che Aufmunterung hat unausbleiblich die Folge , daf
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ſie in dem Verhaͤltniſſe , in welchem nun dieſe Laͤn⸗

dereyen angebaut werden , den Geldertrag und die

Grundrente der reicheren vermindert , mit andern Wors

ſen , dem beſſern Boden dem ſchlechteren kuͤnſtliſch ,

( wenn auch nur verhaͤltnißmaͤßig) gleichſtellt .

Gie hat ferner die Folge , Daf ſie zur Ausſto —

dung der Wälder reikt , da dieſe gewoͤhnlich , wenig -

ſtens in der Ebne , auf dem aͤrmern Boden ſtehen .

Sie ſetzt uns endlich der Gefahr aus , daß wenn dereinſt

die alten Zehnten aufgehoben , oder fuͤr abloͤslich erklaͤrt

werden , wenigſtens ein Theil der Laͤndereyen , welche
in Ausſicht auf jene Praͤmien urbar gemacht worden

find , wieder liegen bleiben múfen , und fo die Eigen -

thůmer an ihrem Kapitale Berluft erleiden werden .

Ohnehin iſt ſchon durch die Freyfahre eine Praͤmie

auf den Anbau wuͤſter Laͤndereyen geſetzt worden ; ſol⸗
len und wollen wir dieſe Praͤmie noch erhoͤhen ?

Ein weiterer und ein beſonders erheblicher Grund

gegen die vorgeſchlagene Maaßregel , ſcheint uns in den

jetzigen Zeitumſtaͤnden zu liegen . — Allgemein und

gewiß nicht ungegruͤndet ſind die Klagen der Landwir⸗

the uͤber die dermalige mißliche Lage ihres Standes , we—⸗

gen der ſo ſchnell und ſo tief gefallenen Geldpreiſe
der Erzeugniſſe des Bodens . Sie werden nicht blos

in Baden , nicht blos in Deutſchland , ſondern faſt in

allen europaͤiſchen Laͤndern gefuͤhrt . Die Urſache die —

ſes Mißſtandes liegt zuvoͤrderſt in dem geſtiegenen

Preiſe des Geldes uͤberhaupt — einer Thatſache , deren

pier nur beplåufig gedacht werden fann , Aber offen -

bar můfen noh andere und befondere Urfachen den

Geldwerth der Erzeugniſſe des Bodens herabdruͤcken ,

da die uͤbrigen Waaren keineswegs in demſelben Ver —
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Håltnige, wie die Erzeugnife des Bodens , im Geld -

werthe gefalen find . Mig eine yon diefen Urfadhen
iſt nun ſchon von Andern der Umſtand angefuͤhrt
worden , daß waͤhrend der Beit , wo die Geldpreiſe
der Frucht ſehr hoch ſtanden , gar viele verhaͤltnißmaͤßig
ſchlechte Laͤndereyen in Bau genommen worden ſind .
Indem alſo das Geſetz mittelſt der Aufhebung des

Neubruchs zehnten eine Praͤmie auf den Anbau des

verhaͤltnißmaͤßig ſchlechten Bodens ſetzte , wuͤrde es

in der That zur Vermehrung der Noth beytragen ,
uͤber welche ſo laut geklagt wird .

Es iſt wahr , daß die nachtheiligen Folgen einer

ſolchen Maaßregel mit der Groͤße des Landes im

umgekehrten Verhaͤltniſſe ſtehen . Je kleiner das Land ,
deſto geringer ſind dieſe Nachtheile . Indeſſen hat die

Frucht , nach der Natur diefer Waare , einen nicht fo
weit reichenden Marft , wie andere Waaren .

Daher dúrfte auch Den Einwendungen , welche
Dier gegen die Maafregel erhoben worden find , dag

niht die Waage Halten , dag in einem Nabarlande ,
in dem Großherzogthume Darmſtadt , die Neubruch —

zehnten aufgehoben worden ſind . Allerdings wird

dieſe Aufhebung auch in unſerem Lande die Geld —

preiſe der Frucht in einem gewiſſen Grade druͤcken .

Aber daraus kann doch wohl nicht gefolgert werden ,

daß wir , durch die Anwendung derfelben Maaßregel ,
das Uebel noch vermehren ſollen .

—R —

Uebrigens iſt eine jede ſpecielle Maaßregel
nach dem allgemeinen Grundſatze zu pruͤfen, auf
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welem fie beruht oder unter welhem fie begrifen ift .

Wenn die Neubruchzehnten , in fo fern fie auf dem

Gefege beruhen , folehthin aufgehoben werden , wag

wrd fih dem Voefchlage , auch die alten Rehnten , in

ſofern ſie eine geſetzliche Laſt ſind , aufzuheben ,

woͤhl mit Recht entgegenſetzen laſſen ? Im Jahr 1819

erklaͤrte ſich die Kammer ſogar gegen eine Verwand —

Lung der Zehnen in eine andere feſtere oder billi —

gere Abgabe .

Tee

Der Vorſchlag ift bis hieber nur im Allgem eiz

nen geprůft woren . Aber es iſt bey demſelben noch

insbeſondere die Verſchiedenheit der Zehntherren , wel —

che bey der Aufhebung des Neubruchszehntens bethei —

ligt ſind , in Betrachtung zu ziehen .

Was den Neubruchzehnten betrifft , welchen der

Staat erhebt , ſo hat die vorgeſchlagene Maasregel

in fo fern , in Beziehung auf den Zehentheren betrach —

tet , keine beſonderen Bedenklichkeiten gegen ſich . Da

iſt nur von der Befreyung von einer Abgabe die Rede ;

da hat es bey dem was F. 4 — 12 geſagt worden

iff , und twas fich uͤber den Erlaß einer partiellen Ab -

gabe uͤberhaupt ſagen laͤßt, ſein Bewenden .

Anders verhaͤlt ſich die Sache mit den Standes —

und Grundherrn . Da iſt die Frage mit der von den

Rechten und Anſpruͤchen der Standes - und Grundherrn

mannigfaltig verſchlungen . In ſo fern wuͤrde ſie auf

jeden Fall bis zur endlichen Erledigung dieſer letzteren

und allgemeineren Frage auszuſetzen ſeye . Wir muͤß—

ten uͤbrigens die Unterſuchung auf die Rechtsverhaͤlt —
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niſſe Der Standes - und Grundherrn uͤberhaupt aus⸗

dehnen , wenn mir die Frage : OV nnd in wie fern
das Zehntrecht der Standes - und Grundherrn unter
der Herrſchaft der Landesgeſetze ſtehe ? befricdigend
beantworten wollten .

Aber auh die Kirche und die Geiftlichfeit ift
bep der Aufhebung der geſetzlichen Neubruchszehnten
beſonders betheiliget , und zwar in ſo fern , als der

Ortspfarer den fleinen Behnren , wenn er ihn in ver Ge -

Mmarfung erhebt , fraft Geſetzes auch auf Neubruͤche
auszudehnen berechtigt iſt . ( L. R . ©. 6
Und wenn man ſchon fuͤr die vorgeſchlagene Maaßre —
gel , in ſofern ſie dieſen Zehnten der Geiſtlichkeit um —
faßt , anfuͤhren kann , daß auch dieſer Zehnte auf dem

Geſetze bernhe , ſo iſt doch auf der andern Seite nicht
àu ùúberfehen , daß , dieſem Geſetze ein fruͤhberer Beſitz⸗
ſtand zum Grunde liege , ferner , daß die Marime ,
nah welcher man in dieyem Gaie gegen tie Geifilich -
keit handeln wuͤrde , in der That feher weit fuͤhren
koͤnnte.

Auf jeden Fall alſo wuͤrde die in Vorſchlag gebrachte
Bitte fuͤr jetzt auf den Neubruchzehnten , welchen der
Staat erhedt , zu beſchraͤnken ſeyn.

8. ig

Noch enthaͤlt jedech der Vorſchlag einige beſondere
Beſtimmungen welche fur fih , md abgefehen bon den
obigen allgemeinen Bemerkungen , zu gegruͤndelen Ein
wendungen Veranlaſſung geben duͤrften.

Die Vorſtellung nimmt von der unentgeldlichen
Aufhebung der Neubruchzehnten diejenigen Zehnten
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aus , welche auf privatrechtlichen Erwerbsti —
teln beruhen . — Wir wollen nicht ruͤgen , daß die

Faſſung der Vorſtellung den Zweifel uͤbrig laͤßt , ob

dieſe Zehnten ſchlechthin nicht - oder nur nicht unent⸗

geltlich aufgehoben werden ſollen . Nach den gedruck⸗
len Verhandlungen der zweyten Kammer zu urtheilen ,

ift der Gag in Dem erfteren Ginne zu nehmen . Aber

das duͤrfen wir nicht unberuͤhrt lafen , daf Vie Fra -

ges . Ob ein gewiſſer Neubruchszehnte auf einem

privatrechtlichen Erwerbstitel beruhe ? gar leicht zu

Rechtsſtreiten Veranlaſſung geben koͤnnte . 38

Wenn auch das Zehntrecht , zufolge unſeres buͤrgerli⸗

chen Geſetzbuches , den Ortsherren ſchon fraft Ge -

ſetzes zuſteht , ſo wirde doh die Frage entſtehen ,
ob der Ortsherr , der vor der Bekanntmachung dieſes

Geſetzbuches den Zehnten , und namentlich den Neus

bruchszehnten , vermoͤge eines befonderen oder privat -

rechtlichen Titels zu fordern berechtigt war , auf dieſen

Titel zuruͤckgreifen duͤrfe? Und wenn man auh diefe

Bedentlichkeit dadurch beſeitigen koͤnnte , daß man die

aufzuhebenden Zehnten nach den Zehntherren beſtimmte

( daß man alſo alle Neubruchszehnten , welche dem Staate

u . ſ. w. gehoͤren, fuͤr aufgehoben erklaͤrte), ſo wuͤrde

fih doh wieder die Frage darbieten + Ob man

mit Gug und Recht vie Erwerbsgruͤnde des Sonder —

rechts ( die titulos juris privati ) unberúdfichtiget laffen

koͤnne, kraft welcher der Giaat u. fe w. fon vor -

mals den Neubruchszehnten zu beziehen befugt mwar ?

So ſehr wir uͤbrigens das Rechtsgefuͤhl ehren , welches

die Neubruchszehnten des Privatrechts von der Maas —

vegel ausgenommen þat , fo wollen wir domh nicht berz

gen , daf die Maasregel eben degwegen zu einer neuen

Ungleichheit fåren würde .
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2) Die Vorſtellung enthaͤlt ferner den Antrag
dem Geſetze ruͤckwirkende Kraft zu geben . Auch die

Neubruͤche, welche gegenwaͤrtig in den Freyjahren
ſtehen, ſollen unter dem Gefetze begriffen feyn , ES

duͤrfte ſchwer ſeyn , fuͤr dieſe Ausnahme von der
Regel , daß die Geſetze nicht auf die Vergangenheit wirs

ken , einen Rechtsgrund aufzufinden . Eben ſo ſchwer
duͤrfte es ſeyn , wenn man einmal von dieſer Regel
bey den Neubruchszehnten abweicht , ein Ziel zu finden .

§. 15 .

Schließlich bemerkt die Commiſſion , daß bey der

Ausfertigung der in der zweyten Kammer beſchloſſenen
Vorſtellung die Vorſchrift des Fen 67 der Verfaſſungs —
urkunde uͤberſehen worden iſt , nach welcher eine Vor⸗
ſtellung dieſer Art die Gruͤnde der Bitte enthalten
ſoll .

So ſehr alſo auch die Commiſſion der Ueberzeu —
gung iſt , daß die Befreyung des Grundes und des
Bodens von der Zehntiaſt ein weſentliches Anliegen der

Grundeigenthuͤmer und des ganzen Gemeinweſens ſey ,
ſo ſehr ſie der Hoffnung lebt , daß die Regierung die —
ſem ſo wichtigen Gegenſtande ſeinem ganzen Umfange
nach ihre Aufmerkſamkeit widmen und demnaͤchſt einen

diefe Entlaſtung des Bodens bezweckenden Geſehentwurf
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den Kammern vorlegen werde , fo muf fie doh in dem

vorliegenden Fal ihren Antrag dahin richten :

daß dem in Frage ſtehenden Beſchluſſe der

zweyten Kammer der Beytritt der Kammer zu

verſagen ſey .



M

ra Beylage Ziffer 123 .

zu

Commiſſionsbericht

uͤber die Mittheilung der zweyten Kammer

um Vorlegung eines Geſetzentwurfs wegen

Errichtung einer beſondern Aufſichts - Com —

miſſion uͤber die Amortiſations - Kafſe .

Erpſtanteit

von dem

Frhr . ). Gemmingen : Preften ect .

Die zwepte Kammer fafte in der Gigung vom 13 .

July 1822 den Beſchluß :
Se . Koͤnigliche Hoheit , den Großherzog , im ver —

faſſungsmaͤßigen Wege um Vorlegung eines Ge —

ſetzentwurfs ehrfurchtsvoll zu bitten , wonach die

bisher in Betreff der Amortiſations⸗ Kaſſe ge —

ſetzlich verordneten Beſtimmungen dahin ausge —

dehnt werden moͤchten , daß zu Wahrung der

Selbſtſtaͤndigkeit dDiefer Kafe die Errichtung ei -

ner beſondern Aufſichts - Commiſſton , beſtehend aus

einem Mitgliede des Großherzoglichen Staats —

miniſteriumsß , einem Mitgliede des Finanzmini —
ſteriums und einem Mitgliede des Miniſteriums
des Innern genehmigt werden wolle , und daß

dieſer Aufſichts⸗Commiſſion eine genaue Inſtruc —

~ fion ertpeilt , fe auf diefelbe verpflichtet werde ,
Vratototte der r. Kanmer 3t G9, 4



und daf ohne derfelben fpeciele Genehmigung

bey der Amortifationg z Kaffe aufer der ftåndiz

gen Einnahme und Ausgabe , durchaus keine

andere Statt finden duͤrfte .

Da dieſer Beſchluß der zweyten Kammer eine

Selbſtſtaͤndigkeit der Amortiſations - Kaſſe beabſichtigt ,

die in ihrer urſpruͤnglichen Natur tief gegruͤndet iſt ,

ſo glaubte die Commiffion ihren Bericht in zwey Theile

trennen zu muͤſſen :

J. In den geſchichtlichen des vorliegenden Gegen —

ſtandes nach Maasgabe der bisherigen Geſetze und

Landtagsverhandlungen ; und in dem

Iten Theile , die mehrſeitige Prales der vorlie⸗

genden Bitte zu behandeln .

I . Die Amortiſations - Kaſſe , oder die Anſtalt fuͤr

die Tilgung der Staatsſchulden wurde im Jahr 1808

vermittelſt einer landesfuͤrſtlichen Verordnung vom 31 .

Auguſt deſſelben Jahrs ) geſtiftet .
Es wurden dieſer Kaſſe beſtimmte jaͤhrliche Ein -

kuͤnfte angewieſen , und dagegen auf dieſelbe die ſaͤmmt⸗

lichen damaligen Staatsſchulden , welche nach und nach

in mannichfaltigen Geſtalten und unter mannichfaltigen

Bedingungen gemacht worden waren , uͤberwieſen .
Nach der Stiftungsurkunde ſind die Buͤcher der

Caſſe in kaufmaͤnniſcher Form , folglich in der Form

der doppelten Buchhaltung zu fuͤhren .

Vermoͤge derſelben Urkunde koͤnnen auf dieſe Kaſſe

keine andere Zahlungen geſchehen , als die zur Tilgung

der an ſie uͤberwieſenen Staatsſchulden an Capital und

Zinſen . Fuͤr die Verwaltung der Kaſſe wurden eigene

Beamte beſtellt . Wegen der

rar
oder der Cons

trolle . úber die Kaffe wurde § .7. fefgefegt : Die Abhoͤr

der jaͤhrlichen Rechnungen und ‘die Mufrellung der jaͤhr⸗
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lichen Bilance geſchieht unter dem unmittelbaren Borz

ſitz des Juſtizminiſteriums , die Bilance wird ſodann
dem verſammelten Staatsrathe vorgetragen , und dem

Publikum bekannt gemacht . Die Staatsſchulden⸗Prag -
matik vom igten Nov . 1808 beſtaͤtigte dieſe Anſtalt in

folgenden Worten : So lange Staatsſchulden exiſtiren ,

welche nicht durch den etatsmaͤßigen Ueberſchuß der

Staatskaſſen entweder in dem laufenden oder in dem

naͤchſtfolgenden Rechnungsjahr gedeckt werden koͤnnen ,

wird ein eigener Schuldentilgungsfond errichtet und

unterhalten . Ein beſtimmtes Einkommen , angemeſſen
dem Schuldentilgungs⸗Plane , welcher nach §. I1 . fo

oft ſolche Staatsſchulden vorhanden ſind , gemeinſchaft —

lich von dem Miniſterium der Juſtiz und der Finanzen

zu entwerfen iſt , wird ihm angewieſen , welches unver⸗

leglich iff . Er wird aber geſondert und kaufmaͤnniſch
verwaltet unter unmittelbarer Aufſicht des Finanzmi⸗

niſteriums . Daſſelbe Geſetz beſtimmte die Bedingun —

gen , unter welchen Staatsſchulden auf eine guͤltige
Weiſe gemacht werden koͤnnten ; eine dieſer Bedingun —

gen war die Zuſtimmung des Juſtizminiſteriums .

So erhielt Baden im Jahr 1808 eine Amortiſati —

ons - Kaſſe oder Schuldentilgungsanſtalt . Der Plan ,

nach welchem ſie errichtet wurde , war einfach und eben

deswegen vielleicht deſto zweckmaͤßiger . Man nahm

nicht die Theorie des engliſchen Sinking Fond an , ſon⸗
dern man beſtimmte einen gewiſſen Theil des oͤffentli⸗
chen Einkommens unmittelbar zur Abtragung der oͤf—

fentlichen Schulden . Die Kaſſe ſtand unter der ober⸗

ſten Leitung des Finanzminiſteriums ; die bewachende

Behoͤrde war das Juſtizminiſterium . Indem man das

Juſtitzminiſterium mit dieſer Aufſicht beauftragte , hatte

man wohl hauptfaͤchlich den Rechtszuſta d vor Mugen
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nach welchem das Collegium der Landesregierung , was

Abgaben und Schulden betraf , der fuͤrſtlichen Kammer

hemmend gegenuͤberſtand . Das Juſtizminiſterium ſchien

am beſten nach der neuen Verfaſſung die Stelle der

Landesregierung vertreten zu koͤnnen . Dieſe Verfaſ —

ſung der Amortiſations - Kaſſe blieb bis zur Einfuͤhrung

der ſtaͤndiſchen Verfaſſung in der Hauptſache unver —

aͤndert .

So manche Zweifel ſich auch gegen einzelne Theile

dieſer Verfaſſung erheben laſſen duͤrften , ſo hat ſich

doch die Anſtalt durch die That auf das Trefflichſte be —

waͤhrt . Manche neue Buͤrde wurde der Kaſſe ſeit dem

Jahr 1808 zugewieſen , aber das Zutrauen der Staats —

glaͤubiger , das ſich nicht durch Taͤuſchung erhalten laͤßt,

iſt ſelbſt in den ſchwierigſten Zeiten nicht wankend ge —

worden . Freylich iſt bey dieſem erſprießlichen Erfolge

zugleich der Geiſt und die Rechtlichkeit der Regierung

ſehr in Anſchlag zu bringen , je mehr der Staatscredit

insbeſondere mit dem Charakter der Regierung und des

Volkes allemal im Verhaͤltniß ſteht .

Es war voraus zu ſehen , daß die neue Verfaſ —⸗

fung , welche dem Großherzogthum im Jahr 1818 ge⸗—

geben wurde , auch einen entſcheidenden Einfluß auf

die Schuldentilgungsanſtalt haben wuͤrde . Der §. 32 -

der Verfaſſungsurkunde beſtaͤtigt ausdruͤcklich dieſe An —

ſtalt . Ueberall , wo es Landſtaͤnde und Landesſchulden

gibt ( und nicht ſelten werden die Erſtern durch die Letz —

tern in ' s Leben gerufen , wie am deutlichſten die Ge —

ſchichte von Wuͤrtemberg lehrt ) , tritt zwiſchen beiden

eine in der Natur der Verhältniſſe liegende Wechſel —

wirkung ein . So geſchah es denn auch , daß ſowohl

auf dem erſten , als auf dem zweyten Landtage des

Großherzogthums die Amortiſations - Kaſſe , und na —
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mentlich die Verfaſſung derſelben bereits auf verſchie
dene Weiſe zur Sprache gekommen und ſeit jener Zeit
mehrere neue Beſtimmungen uͤber dieſen Gegenſtand
geſetzlich feſtgefetzt worden find .

Diejenige von dieſen Beſtimmungen , welche mit
dem Zwecke des vorliegenden Berichts unmittelbar in

Verbind ung ſtehen , ſind folgende :
7) Die Obliegenheit des aufgeloͤſten Juſtizminiſte —

riums hinſichtlich der Amortiſations - Kaſſe find der Ju -

ſtiz - ⸗Section des Staatsminiſteriums uͤbertragen , wel⸗

che darauf zu wachen hat , daß die Amortiſations⸗Kaſſe
nach den beſtehenden Statuten , und den auf conſtikutio —⸗
nellem Wege zu Stande gekommenen , naͤhern Beſtim —

mungen verwaltet werde . —

2 ) Der durch die Verfaſſungs - Urkunde 6. 51 . an⸗

geordnete landſtaͤndiſche Ausſchuß wird am Ende eines

jeden Rechnungsjahrs , in welchem kein Landtag gehal —
ten wird , einberufen , und demſelben die Rechnung und

Bilance der Amortifationg - Kafe mit allen Belegen zur

Unterſuchung und Pruͤfung vorgelegt . Der Ausſchuß
legt ſeine Erinnerungen durch die Regierungs - Commiſſton
dem Staatsminiſterium vor , und erſtattet uͤber die

Reſultate dem naͤchſten Landtage Bericht .

3) Die General - Staats - Kaſſe hat bey der Amor⸗

tiſations -Kaſſe jaͤhrlich einen Credit von 500,000 fi. zur

Deckung der gewoͤhnlichen Revenuen - Ruͤckſtaͤnde in den

erſten Quartalien des Rechnungsjahres . Die Vorſchüſſe ,

welche auf dieſen Credit der General - Staats⸗Kaſſe

gemacht werden , ſind in der zwryten Hålfte deg Reh -

nungsjahres in monatlichen Raten unmittelbar ton ven

reiskaſſen der Amortiſations ⸗KaſſeZuruͤckzuerſtatten .
nter gewiſſen in dem Geſetze beſtimmten Bedingungen

koͤnnen diefe Vorſchuͤſſe und Anticipationen auh die
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Summe von ciner halben Million úberfeigen , fo daf

iberhbaupt alle und jede Mnticipationen in der Regel

durch Anlehen bey der Amortiſations - Kaſſe , und erfor —

derlichen Falls unmittelbar durch Anlehen , welche die

Amortiſations - Kaſſe aufnimmt , zu bemerkſtelligen ſind .

( Vergl . das Regierungsblatt vom Jahr 1820 Nr . VIL

und XV . ) Diefes injeder Hinficht wichtige Gefeg ift vom

gten October 1820 und veranlaßt ſolche verſchiedenartige

Betrachtungen , dafi in der Commiſſton hieruͤber folgen⸗

de Anſicht geaͤuſſert wurde : daß naͤmlich naͤchſt der naͤ⸗

hern Beſtimmung der Controlle und der Aufſicht der

betreffenden Behoͤrde , die Amortiſations - Kaſſe in Be⸗

ziehung auf die General - Staats - Kaſſe durch dieſes

Geſetz die Eigenſchaft einer Staatsbank erhalten habe ,

und ihr ein neuer urſpruͤnglich fremder Zweck hie —

durch gegeben worden ſey .

Um den fernern Gang der Dinge zwiſchen dem er —

fen und dem zweyten Landtage geſchichtlich zu verfol⸗

gen , ſo trat in dieſer Zwiſchenzeit der ſtaͤndiſche Aus —

ſchuß zur Unterſuchung und Pruͤfung der Rechnung und
Bilance der Amortiſations - Kaſſe zuſammen . In dem

Berichte , den er hierauf an die Kammern erſtattete ,

wurde insbeſondere geruͤgt , daß die Juſtiz - Section

nicht in der Maaße uͤber die ſtatutenmaͤßige Verwaltung

der Amortiſations⸗Kaſſe gewacht habe , wie es den Ge —

ſetzen nach haͤtte geſchehen ſollen , und wie es den Um —

ſtaͤnden nach zu wuͤnſchen geweſen waͤre .

Die Berathung uͤberdieſen Bericht fuͤhrte nun in

der zweyten Kammer zu dem Beſchluſſe , uͤber welchen

die Commiſſion zu berichten die Ehre hat , indem ſie
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TI. in dem zweyten Theile ihres Berichts zur Pruͤ—

fung der vorliegenden Bitte an die hohe Regierung uͤber —

geht .

Die vorgeſchlagene Commiſſion ſcheint einen zwey —

fachen Zweck und eine zweyfache Eigenſchaft in ſich zu

vereinigen . Sie ſoll er ſten s eine aufſehende oder con⸗

trollirende Behoͤrde ſeyn , welche fortdauernd daruͤber

wacht , daß die Amortiſations - Kaſſe nach den beſtehenden

Statuten und der mit den Staͤnden getroffenen Verab⸗

chiedung gemaͤß , verwaltet werde .

Eben ſo ſoll zweytens dieſe Commiſſton an der

Verwaltung der Amortiſations - Kaſſe Theil nehmen ,
da ohne die ſpecielle Genehmigung derſelben bey der

Amortifations⸗Kaſſe außer der ſtaͤndigen Einnahme und

Ausgabe durchaus keine andere Statt haben ſoll , und

mithin ſelbſt die Anticipationen bis zur Summe von

500,000 fl. von der Genehmigung der Commiſſion abhaͤn —

gen zu ſollen ſcheinen .

Es ſoll alſo dieſe Behoͤrde an die Stelle deg Finanz -

miniſteriums als einer leitenden —und des oberſten Ju —

ſtiz - Departements als einer aufſehenden und wachenden
Behoͤrde treten .

Nach unſerer Ueberzeugung aber wuͤrden ſich die

groͤſten Schwierigkeiten dem Plane entgegenſetzen , ſolche

verſchiedenartige Eigenſchaften in einer Behoͤrde zu ver —

einigen. Huch mårde die Zufammenfegung der Commi f-
fion aug 3 verfhiedenen Mitgliedern deg Gtaatgminiz

feriumg, Miniſteriums des Innern und Finanzmi —

niſteriums große Bedenklichkeiten darbieten , da dieſer

Behoͤrde die Eigenſchaft einer ſtabilen und ſelbſtſtaͤndigen
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Behoͤrde zu fehlen ſcheint , und es noch uͤberdieß mehr

als bedenklich ſeyn wuͤrde , ein Mitglied des Finanzmi⸗
niſteriums in eine dieſes Miniſterium controllirende Be⸗

hoͤrde aufzunehmen , wogegen alle dieſe Einwendungen

nicht dem oberſten Juſtiz — Departement entgegengeſetzt

werden koͤnnen , einer Stelle , welche durch die Beſchaf —

fenheit ihres Geſchaͤftskreiſes eines beſondern Vertrauens

zu ihrer Selbſtſtaͤndigkeit genießt .

Auch iſt , in wie fern dieſe Behoͤrde eine verwal⸗

tende Behoͤrde ſeyn wuͤrde , zu erwaͤgen, daß die Noth⸗

wendigkeit oft ſchnelle Entſchließung , eben ſo ſchnelles

Handeln in der Adminiſtration einer Kaſſe gebietet , von

Der der Landes - Credit abhångt , mefmegen um fo wez

niger die gehofften guͤnſtigen Reſultate von dieſer neuen

Einrichtung zu erwarten waͤren , als dadurch die Ver⸗

waltung der Kaſſe zertheilt , verwickelter und weitlaͤufiger

werden moͤchte . Wenigſtens wuͤrde die Thaͤtigkeit des

Kaſſendirektors hierdurch gelaͤhmt , und das Daſeyn die⸗

ſer Stelle wuͤrde als uͤberfluͤßig erſcheinen , durch wel⸗

chen Umſtand die erforderliche Einheit der Kaſſen⸗Ver⸗

waltung gefaͤhrdet werden muͤßte .

Eine apdere bedeutende Schwierigkeit wuͤrde auch

darin liegen , wie man in dem Geſetze , ſo wie in der

zu entwerfenden Inſtruction die Rechte und Pflichten der

vorgeſchlagenen Commiſſton beſtimmen koͤnnte , ohne

dem Intereſſe der Staatsſchuldentilgungs - Anſtalt oder

dem Intereſſe der Staatskaſſe auf eine den Finanzen

nachtheilige und ſtoͤrende Weiſe zu nahe zu treten .

Was die Verantwortlichkeit betrifft , welche die vor —⸗

geſchlagene Aufſichts Commiſſion zu leiſten haͤtte , ſo ha⸗

den wir hiervon die Anſicht : daß ſchon an und fuͤr ſich
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wegen der Zuſammenſetzung der Commiſſion die Verant⸗

wortlichkeit zu fehr zertheilt und geſchwaͤcht ſey , weß —

wegen die Verantwortlichkeit , welche das Finanzmini —
ſterium als leitende und das oberſte Juſtizdepartement
als aufſehende Behoͤrde in Ruͤckſicht der Amortiſations

Kaſſe verfaſſungsmaͤßig zu leiſten verbunden iſt , derje⸗

nigen Burgſchaft und Verantwortlichkeit vorzuziehen

ſey , welche dieſe erſt neu geſchaffene Stelle zu geben im

Stande ſeyn moͤchte.

Mit der groͤßten Behutſamkeit ſind aber Gegenſtaͤnde
zu behandeln , die mit dem oͤffentlichen Credite in fo ge -

nauer Verbindung ſtehen , denn nur zu oft fuͤhrt das

neue ſcheinbar Beſſere verſchiedene unvorhergeſehene
Nachtheile und unerwartet groͤßere Uebel in ſeinem Ge⸗

folge .

Darum moͤchte es raͤthlicher ſeyn , ſich an die beſte —

hende Verfaſſung und an die Geſetze feſtzuhalten , deren

genaue Beobochtung den Wuͤnſchen und Erwartungen
der Staͤnde in Hinſicht einer vermißten Selbſtſtaͤndigkeit
der Amortiſations⸗Kaſſe beſſer entſprechen moͤchte , als

vermehrte Controllen und veraͤnderte Verwaltungsformen .
Dieſe Selbſtſtaͤndigkeit aber wird der Kaſſe zu Theil wer —

den , wenn ſie nach den Geſetzen verwaltet wird , welche
unter der thaͤtigen Wachſamkeit des oberſten Juſtizde —
partements und des Staͤndeausſchuſſes alle willkuͤrlichen

Dispoſttionen aus ſchlieſſen , vermoͤge des Errichtungs -
Statuts v. 31 . Auguſt 1808 und 8. 22 . der Verfaſſungs⸗

urkunde , als auch nach dem Geſetz vom 5. Octhr . 1820 .

So
ſehr die Commiſſion auch von der Nothwendig -

keit uͤberzeugt iſt , daß der die Amortiſations - Kaſſe con⸗

trollirenden Behoͤrde eine beſtimmte Inſtruction zu er -



theilen fey , fo muf fiedodh , auf Die eben ausgefuͤhrten
Grånde geftůgt , unter dem Vorbehalt , daf diefer Ge -

genftand bey der Pråfung des Budgets der Amortifa -

tiong : Kaffe nochmals in reiftiche Erwågung gezogen werde ,

ihren Antrag dahin ſtellen :
dem Beſchluß der zweyten Kammer vom 13 . July

d . J . wegen einer an Se . Koͤnigliche Hoheit , den

Großherzog , zu richtenden Bitte , um Vorlegung

eines Geſetzentwurfs wegen Errichtung einer beſon —

dern Aufſichts⸗Commiſſion uͤber die Amortiſations⸗

Kaſſe , den Beytritt zu verſagen .
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